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BEGRUNDUNG

1. KONTEXT DESVORSCHLAGS
Allgemeiner Hintergrund — Grinde und Ziele des Vor schlags

Mit der Richtlinie 2001/81/EG des Europaischen Parlaments und des Rates' wurden fir jeden
Mitgliedstaat nationale Emissionshochstmengen fur Schwefeldioxid (SOy), Stickstoffoxide
(NOy), fluchtige organische Verbindungen auRer Methan (NMVOC) und Ammoniak (NHz)
festgelegt, die bis 2010 zu erreichen waren. Diese HoOchstmengen sollten die
Luftverschmutzung und deren schadigende Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen
und die Umwelt in der gesamten Union verringern und die Einhaltung des Goteborg-
Protokolls? gewahrl eisten.

Diese Anforderungen muissen Uberarbeitet und aktualisiert werden, um die in der EU aufgrund
der Luftverschmutzung noch immer bestehenden erheblichen Gesundheitsrisken und
Umweltfolgen zu beseitigen und das EU-Recht mit den neuen internationaen
Verpflichtungen in Einklang zu bringen, die sich aus der Anderung des Goteborg-Protokolls
von 2012 ergeben.

Die erforderliche Minderung der Auswirkungen von Luftschadstoffen ist Gegenstand der
Uberarbeiteten Thematischen Strategie zur Luftreinhatung®, die aufzeigt, wie kiinftig das
langfristige Ziel der Union verwirklicht werden soll, Luftschadstoffkonzentrationen zu
erreichen, von denen keine wesentlichen Auswirkungen und Gefahren fur die Gesundheit des
Menschen und die Umwelt zu erwarten sind. Dieser Vorschlag ist eine der wichtigsten
Rechtsgrundlagen, um diese Minderungen zu erzielen.

Dieser Vorschlag gibt zum einen die notwendigen weiteren Emissionssenkungen vor und
behebt zum anderen einige der bei der Durchfihrung des EU-Regelungsrahmens fir
Luftqualitdt aufgetretenen Mangel; aul3erdem geht er auf die Notwendigkeit einer engeren
Abstimmung der Bereiche Emissionsreduktionen und Luftqualitét sowie Klimawandel und
Schutz der Biodiversitét ein.

Angesichts der Art und des Umfangs der notwendigen Anderungen der Richtlinie 2001/81/EG
und der Notwendigkeit, ihre Kohdrenz und Rechtsklarheit zu verbessern, fuhrt die
Uberpriifung der Richtlinie 2001/81/EG zu dem Schiuss, dass diese aufgehoben und eine neue
(die vorliegende) Richtlinie erlassen werden sollte.

Vereinbarkeit mit anderen Politikbereichen und Zielen der Union

Die Ziele dieser Initiative decken sich mit den Zielen der Initiative Europa 2020 fur
intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum und verstérken diese. Sie sollen
Innovation stimulieren und so dazu beitragen, umweltvertragliches Wachstum zu fordern, die
Wettbewerbsfahigkeit der europiischen Wirtschaft zu erhalten und gleichzeitig den Ubergang
zu einer COz-armen Wirtschaft voranzutreiben, Europas Naturkapital zu schitzen und die
Fuhrungsrolle Europas bei der Entwicklung neuer, umweltfreundlicher Technologien zu

! Richtlinie 2001/81/EG des Europédischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2001 Uber
national e Emissionshéchstmengen fir bestimmte L uftschadstoffe, ABI. L 309 vom 27.11.2001, S. 22.
Protokoll zum Ubereinkommen der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen fir Europa
(UN/ECE) Uber weitraumige grenziberschreitende Luftverunreinigung betreffend die Verringerung von
Versauerung, Eutrophierung und bodennahem Ozon (1999).

Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament und an den Rat tiber ein Programm ,, Saubere
L uft fir Europa’, COM(2013) XXX.
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nutzen.” Die derzeitige Politik wird, soweit mdglich, im Sinne einer besseren Rechtsetzung
vereinfacht und prézisiert, um eine bessere Durchfihrung zu erméglichen®. Bei der
Einfuhrung neuer Mal3nahmen wird darauf geachtet, dass die Interessen von KMU nach dem
Grundsatz der Mitteilung , Vorfahrt fir KMU in Europa® (Think small first)® gewahrt werden.
Die Kohdrenz mit den eng verwandten Bereichen Verkehr, Industrie, Landwirtschaft und
Klimawandel sowie mit den Belangen der Ressourceneffizienz wurde sichergestellt.

2. ERGEBNISSE DER KONSULTATIONEN DER INTERESSIERTEN KREISE
UND DER FOLGENABSCHATZUNGEN

Konsultation interessierter Kreise

Die Uberpriifung schopfte aus der Erfahrung, die Uber mehrere Jahrzehnte hinweg bei
Bewertungs-, Management- und Uberpriifungstétigkeiten auf dem Gebiet der Luftreinhaltung
in der EU und weltweit gesasmmelt wurde. Konsultiert wurden u. a. die Behtrden der
Mitgliedstaaten, die fur die Durchfihrung des derzeitigen politischen Rahmens auf alen
Verwaltungsebenen zusténdig sind. Zwischen Juni 2011 und April 2013 fanden funf Treffen
mit Interessengruppen statt, um fur Transparenz zu sorgen und den Betroffenen die
Moglichkeit zu geben, sich zu aulRern und einen Beitrag zu leisten. Alle Treffen wurden per
Webstreaming Ubertragen, um eine moglichst breite Teilnahme zu ermdglichen. Aul3erdem
fanden zeitgleich zwel 6ffentliche Konsultationen statt: Im Mittelpunkt der ersten, die Ende
2011 durchgefiihrt wurde, stand die Uberpriifung der Starken und Schwéchen des derzeitigen
Rahmens fir Luftreinhaltungspolitik; die zweite offentliche Online-Konsultation aller
Interessengruppen betraf die wichtigsten verfigbaren Politikoptionen fir die Beseitigung der
bestehenden Luftqualitatsprobleme und fand Anfang 2013 statt’. 2012 wurde eine
Eurobarometer-Umfrage durchgefuhrt, bei der die Offentlichkeit zur Luftverschmutzung
befragt wurde®. AuRerdem fiihrten die Kommission und die Europaische Umweltagentur
(EUA) en Pilotprojekt zur Umsetzung der Luftqualitatspolitik (Air Implementation Pilot
Project) durch, an dem zwo6lf Stédte aus der gesamten Union teilnehmen, um die lokalen
Erfahrungen mit der Umsetzung dieses Politikrahmens auszuwerten®.

Ergebnisder Folgenabschatzung

Vollstandige Einhaltung der Luftqualitdtsvorschriften kann kurz- und mittelfristig dadurch
erreicht werden, dass die Umsetzung der bestehenden Politik und die Mal3nahmen der
Mitgliedstaaten in den Vordergrund gertickt werden. Die Richtlinie 2001/81/EG sollte zwar
Uberarbeitet werden, um die internationalen V erpflichtungen bis 2020 darin aufzunehmen, die
die EU im Rahmen des Goteborg-Protokolls eingegangen ist, doch sind bis 2020 keine
strengeren Reduktionen angezeigt.

Der Zeitraum bis 2030 hingegen ist ein anderer Fal. Um die noch verbleibenden
Gesundheitss und Umweltauswirkungen zu beheben, sind wesentlich strengere

4 Mitteilung der Kommission ,Europa 2020 — Eine Strategie fur intelligentes, nachhaltiges und

integratives Wachstum®, KOM (2010) 2020 endgtiltig vom 3.3.2010.

Mitteilung der Kommission: ,Intelligente Regulierung in der Européischen Union®,
KOM (2010) 543 endglltig vom 8.10.2010.

Mitteilung der Kommission ,,Vorfahrt fir KMU in Europa— Der ,Small Business Act' fir Europa‘ —
KOM (2008) 394 endgiltig vom 25.6.2008.

Fir die Konsultation wurden zwei Fragebdgen verwendet: 1934 Personen beantworteten den kiirzeren,
an die algemeine Offentlichkeit gerichteten Fragebogen, zu dem langeren Fragebogen fir
Sachverstandige und I nteressengruppen gingen 371 Antworten ein. Siehe
http://ec.europa.euw/environment/consultations/air_pollution_en.htm

Die Resultate kénnen im Eurobarometer 2013 abgerufen werden.

Die vollsténdigen Ergebnisse enthélt der EUA-Bericht 7/2013.
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Emissionsreduktionsziele erforderlich. Die bevorzugte Option bis 2030 sind 70 % der
maximal erreichbaren Verringerung der gesundheitlichen Folgen bis 2030, verbunden mit
weiteren Minderungen bel der Eutrophierung und beim Ozon as Bonus. Diese
Emissionsreduktionsverpflichtungen bilden eine kontinuierliche Kurve bis zum langfristigen
Ziel der EU.

Die Verwirklichung der im Goteborg-Protokoll festgelegten Reduktionsverpflichtungen bis
2020 ist fur die EU nicht mit Uber den Referenzwert hinausgehenden zusétzlichen Ausgaben
verbunden. Die neuen Reduktionsverpflichtungen fir 2030 sollen bewirken, dass die in der
Mitteilung Uber ein Programm ,Saubere Luft fir Europa‘ vorgesehene Minderung der
Auswirkungen der Luftverschmutzung bis 2030 verwirklicht wird. In der Folgenabschétzung
wurde am Modell ermittelt, wie sich die angestrebte Reduktion optimal erreichen l&sst, und
diese Optimierung mundete in nationale Emissionsreduktionverpflichtungen fur die sechs
wichtigsten Luftschadstoffe. Durch diese Reduktionsverpflichtungen gehen die externen
Gesamtkosten der Luftverschmutzung nach der konservativsten Schdtzung um 40 Mrd. EUR
gegentiber dem Referenzwert (212 Mrd. EUR) zuriick. Dies umfasst direkten wirtschaftlichen
Nutzen im Wert von mehr as 2,8 Mrd. EUR: 1,85 Mrd. EUR durch geringere Einbuf3en bei
der Arbeitsproduktivitdt, 600 Mio. EUR durch geringere Gesundheitsfirsorgekosten,
230 Mio. durch geringere Einbuflen beim Ernteertrag und 120 Mio. EUR durch geringere
Schaden an offentlichen Gebauden. Dem stehen jahrliche Kosten fur die Einhatung der
Vorschriften in Hohe von 3,3 Mrd. EUR gegenlber; dies entspricht in etwa einem Zwolftel
der insgesamt eingesparten externen Kosten. Mit den bisherigen Mal3nahmen werden bis 2030
die Gesundheitsbelastungen im Vergleich zu 2005 um 40 % zuriickgehen. Mit dem
vorliegenden Vorschlag wird ein zusétzlicher Rickgang um 12 % erreicht, sodass insgesamt
die Gesundheitsbelastungen gegentber 2005 um 52 % verringert werden. Bei  der
Eutrophierung wird ebenfalls eine Verbesserung um 50 % gegentiber den mit den bisherigen
Mal3nahmen erzielten Werten erzielt.

Wenn Hochstwerte fir Methan in die nationale Emissionshochstmengenregelung der EU
einbezogen wirden, lief3en sich die Emissionen kostenguinstig verringern, doch misste die
Strategie mit der Entscheidung Nr. 406/2009/EG des Européischen Parlaments und des
Rates® in Einklang stehen. Bei relativ geringen Verwaltungskosten (rund 8 Mio. EUR
Anfangskosten, anschlief3end jahrlich 3,5Mio. EUR fur die gesamte EU) konnten die
Governance verbessert und die Uberwachung und Berichterstattung mit internationalen
Verpflichtungen in Ubereinstimmung gebracht werden.

3. RECHTLICHE ASPEKTE DESVORSCHLAGS
Zusammenfassung der vor geschlagenen M alinahme

Mit diesem Vorschlag soll die derzeitige EU-Regelung zur jahrlichen Begrenzung der
nationalen Luftschadstoffemissionen im Sinne der Richtlinie 2001/8L/EG aufgehoben und
ersetzt werden. Damit wird sichergestellt, dass die nationalen Emissionshéchstmengen fir
SO,, NOx, NMVOC und NHj3, die die Richtlinie 2001/81/EG ab 2010 vorgibt, bis 2020
gelten. AuRerdem werden fur SO,, NOx, NMVOC, NHjz, Feinstaub (PM;s5) und Methan
(CH4) neue nationae Verpflichtungen zur Emissionsreduktion (,, Reduktionsverpflichtungen®)
eingefuhrt, die ab 2020 und 2030 gelten, sowie fur dieselben Luftschadstoffe
Emissionszwischenziele fur das Jahr 2025 vorgegeben.

10 Entscheidung Nr. 406/2009/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 (iber
die Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur Reduktion ihrer Treibhausgasemissionen mit Blick auf die
Erfullung der Verpflichtungen der Gemeinschaft zur Reduktion der Treibhausgasemissionen bis 2020
(ABI. L 140 vom 5.6.2009, S. 136).
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Nachstehend sind die wichtigsten Artikel und Anhange einzeln erlautert:

In den Artikeln 1, 2 und 3 werden der Gegenstand und Geltungsbereich dieses Vorschlags
prézisiert und darin verwendete Schllisselbegriffe definiert.

Gemal3 Artikel 4 in Verbindung mit Anhang Il missen die Mitgliedstaaten ihre jahrlichen
Emissionen von SO,, NOx, NMVOC, NH3, PM s und CH4 begrenzen, um ihren ab 2020 und
2030 geltenden Reduktionsverpflichtungen nachzukommen. Darlber hinaus missen die
Mitgliedstaaten im Jahr 2025 ihre jahrlichen Emissionen dieser Schadstoffe auf die Werte
beschrénken, die sich aus einer linearen Reduktionskurve ergeben, es sei denn, dies macht
Malinahmen erforderlich, die unverh@tnismaldigen Kosten verursachen. Artikel 4 enthdlt die
Emissionsquellen, die nicht berticksichtigt werden sollten.

Artikel 5 gestattet den  Mitgliedstaaten, fur  folgende Zwecke  bestimmte
Flexibilitatsregelungen zu nutzen, sofern die Kommission keine Einwande erhebt:
Anrechnung eines Anteils von Emissionsreduktionen bel NOy, SO, und PM,5, die unter
bestimmten Bedingungen im internationalen Seeverkehr erzielt wurden; gemeinsame
Erfillung der Reduktionsverpflichtungen fur CH,; und Vorschlag berichtigter
Emissionsinventare in den Fdlen, in denen eine verbesserte Inventurmethode auf die
Nichterflllung einer Reduktionsverpflichtung (ausgenommen fir CH,) schlief3en 18sst.

Artikel 6 sieht vor, dass die Mitgliedstaaten nationale Luftreinhalteprogramme, in denen
beschrieben ist, wie die Reduktionsverpflichtungen erflllt werden sollen, annehmen,
durchfihren und regelmal3ig aktualisieren. Die nationalen Luftreinhalteprogramme sollten
mindestens die in Anhang I11 (Teil 2) genannten Angaben sowie Angaben zur Reduktion von
RuRemissionen enthaten und konnen spezielle Mal3nahmen, wie in Anhanglll Teil 1
aufgefuhrt, vorschreiben, um die PMjs- und NHs-Emissionen aus der Landwirtschaft zu
vermindern. Die nationalen Luftreinhalteprogramme sind im Kontext des Gesamtrahmens der
Luftqualitatspolitik zu erstellen und enthalten Angaben Uber die Anayse, die der Wahl der
Maldnahmen zugrunde liegt. Vor der endglltigen Annahme der nationaen
Luftreinhalteprogramme  konsultieren die Mitgliedstaaten die Offentlichkeit. Zu diesem
Zweck wird die Richtlinie 2003/35/EG des Europaischen Parlaments und des Rates™ durch
Artikel 16 dahingehend gedndert, dass die nationalen Luftreinhalteprogramme einbezogen
werden.

In Artikel 7 wird in Verbindung mit Anhang | vorgeschrieben, dass die Mitgliedstaaten die
Emissionen von Luftschadstoffen Gberwachen missen. Dabei erstellen und aktualisieren sie
nach Maligabe der in Anhang IV genannten und naher ausgefuhrten Verpflichtungen und
Leitlinien im Rahmen des Ubereinkommens Uber die weitraumige grenziiberschreitende
Luftverunreinigung die nationalen Emissionsinventare und -prognosen, die von einem
informativen Inventarbericht (IIR) begleitet sein missen. Die Mitgliedstaaten, die die
Flexibilitétsregelungen gemdld Artikel 5 anwenden, missen die entsprechenden Angaben in
den IIR oder einen gesonderten Bericht aufnehmen.

Gemal3 Artikel 8 Uberwachen die Mitgliedstaaten, soweit machbar, die negativen
Auswirkungen der Luftverschmutzung auf aguatische und terrestrische Okosysteme nach den
Modalitdten in AnhangV. Die Mitgliedstasten konnen hierfir Uberwachungssysteme
einsetzen, die im Rahmen anderer EU-Regel ungen eingerichtet wurden.

1 Richtlinie 2003/35/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 (ber die
Beteiligung der Offentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Plane und
Programme und zur Anderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in Bezug auf die
Offentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten, ABI. L 156 vom 25.6.2003, S. 17.
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Gemal3 Artikel 9 missen die Mitgliedstaaten der Kommission zu den in Anhang | genannten
Terminen ihre nationalen Luftreinhalteprogramme und etwaige Aktualisierungen sowie
samtliche gemaR den Artikein 7 und 8 erhobenen Uberwachungsdaten Ubermitteln. Mit
Unterstitzung der Europdischen Umweltagentur und der Mitgliedstaaten Uberprift die
Kommission regelmé3ig die Genauigkeit und Vollstandigkeit der tGbermittelten nationalen
Emissionsinventardaten.

Artikel 10 sieht vor, dass die Kommission ale funf Jahre Uber die Umsetzung dieser
Richtlinie, einschliefdlich die Anwendung von Artikel 4 Absatz 2 in Bezug auf die fur 2025
vorgegebenen Emissionszwischenziele Bericht erstattet.

In Artikel 11 wird die systematische, konkrete und elektronische Weitergabe der gemai
diessm Vorschlag erhobenen und verarbeiteten Daten beflrwortet und in diesem
Zusammenhang auf die im EU-Recht, einschliefdlich der Richtlinie 2003/4/EG des
Européischen Parlaments und des Rates'?, verankerten Verpflichtungen verwiesen.

Artikel 12 sieht die Forderung der Zusammenarbeit der Kommission und der Mitgliedstaaten
mit Drittlandern und einschlégigen internationalen Organisationen vor, um die Emissionen
von Luftschadstoffen auf globaler Ebene besser bekdmpfen zu kénnen.

Artikel 13 enthdlt die Modalitdten des gemald Artikel 6 Absatz 7, Artikel 7 Absatz9 und
Artikel 8 Absatz 3 anwendbaren Verfahrens zur Anpassung der Anhéngel, Il (Teil 1), IV
und V an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt durch delegierte Rechtsakte.

Artikel 14 verweist auf das Ausschussprifverfahren, mit dem die Kommission die
DurchfUhrungsrechtsakte gemald Artikel 5 Absatz 6 und Artikel 6 Absatz 9 in Kraft setzen
wird, und spezifiziert, dass der gemal3 Artikel 29 der Richtlinie 2008/50/EG eingesetzte
Ausschuss heranzuziehen ist.

Die Artikel 15, 17 und 19 enthaten die Bestimmungen Uber die Sanktionen fur Verstolie
gegen die gemdl diesem Vorschlag erlassenen nationden Bestimmungen, Uber das
Inkrafttreten und Uber die Umsetzung des V orschlags in mitgliedstaatliches Recht.

Mit Artikel 18 wird die Richtlinie 2001/81/EG aufgehoben; gleichzeitig wird prézisiert, dass
die darin festgelegten nationalen Emissionshdchstmengen bis 31. Dezember 2019 weiterhin
gelten.

Anhang VI enthdlt die Entsprechungstabelle.
Rechtsgrundlage

Da das Hauptziel des Vorschlags im Schutz der Umwelt gemaid Artikel 191 des Vertrags Uber
die Arbeitsweise der Europaischen Union besteht, basiert der Vorschlag auf Artikel 192
Absatz 1 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Européischen Union.

12 Richtlinie 2003/4/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 Uber den
Zugang der Offentlichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des
Rates, ABI. L 41 vom 14.2.2003, S. 26.
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Grundsatze der Subsdiaritdt und der Verhadltnismaligkeit sowie Wahl des
Rechtsinstruments

Das Subsidiaritétsprinzip gelangt zur Anwendung, da der Vorschlag nicht in die
ausschliefdliche Zustandigkeit der Union féllt.

Die Ziele des Vorschlags konnen von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht
werden. Um die weiter bestehenden, erheblichen Auswirkungen der Luftverschmutzung in
der EU zu beseitigen, muss jeder Mitgliedstaat seine Schadstoffemissionen verringern. Die
kostengiinstige Kombination von Reduktionen in ganz Europa kann nur auf EU-Ebene
koordiniert werden. Die ermittelten Reduktionsverpflichtungen berticksichtigen nicht nur die
Auswirkungen nationaler Emissionen im Inland, sondern auch deren grenziberschreitende
Auswirkungen.

Mit EU-Malinahmen lasst sich das Ziel des Vorschlags besser erreichen. In der Richtlinie
2001/8/EG sind Reduktionsziele und Mindestanforderungen an ihre Verwirklichung
festgelegt; gleichzeitig wird es den Mitgliedstaaten tiberlassen, die optimale Kombination von
Mal3nahmen zu bestimmen, mit denen diese Reduktionen erzielt werden sollen. Dieser
Grundsatz wird in diesem Vorschlag beibehaten, der die Anforderungen an nationale
Programme und an die Uberwachung von L uftschadstoffemissionen und die Berichterstattung
darlber hinaus weiter harmonisiert, um die Mangel der Richtlinie 2001/81/EG zu beheben
und internationalen Verpflichtungen nachzukommen, die im Rahmen des LRTAP-
Ubereinkommens und seiner Protokolle eingegangen wurden. Obwohl der Vorschlag vorsieht,
dass im Agrarsektor Emissionen an der Quelle zu begrenzen sind, haben die Mitgliedstaaten
das Recht, diese Vorschrift nicht umzusetzen, wenn dies fur die Erfullung der betreffenden
Reduktionsverpflichtung nicht erforderlich ist.

Der Vorschlag entspricht daher dem Subsidiaritéatsprinzip.

Als Rechtsinstrument wurde eine Richtlinie gewdahlt, da der Vorschlag Ziele und
Verpflichtungen enthélt, den Mitgliedstaaten aber ausreichende Flexibilitét bel der Wahl der
Mal3nahmen zu deren Erflllung und bel den Einzelheiten der Durchfihrung l&sst. Der
Vorschlag entspricht daher dem Grundsatz der V erhal tnisméafdigkeit.

4, AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Die Richtlinie wird mit den vorhandenen Haushaltsmitteln durchgefihrt und hat keine
Auswirkungen auf den mehrjahrigen Finanzrahmen.

5. FAKULTATIVE ANGABEN
Erlauternde Dokumente

Zur Verbesserung der Qualitét der Informationen Uber die Umsetzung der Richtlinie hdlt die
Kommission aus den nachstehenden Griinden erlauternde Dokumente fur erforderlich.

Die vollstandige und ordnungsgeméal3e Umsetzung der Richtlinie ist wesentlich, um
sicherzustellen, dass ihre Ziele (Schutz der Gesundheit des Menschen und der Umwelt)
erreicht werden. Da einige Mitgliedstaaten die Emissionen von Luftschadstoffen bereits
regulieren, durfte diese Richtlinie nicht mit einem einzigen Rechtsakt in nationales Rechts
umgesetzt werden, sondern vielmehr durch verschiedene Anderungen oder neue Vorschlage
auf den betreffenden Gebieten. Die Durchfihrung der Richtlinie erfolgt auf3erdem haufig auf
einer stark dezentralisierten Grundlage, da regionale und lokale Behdrden fur die Anwendung
der Richtlinie bzw. in einigen Mitgliedstaaten sogar fur deren Umsetzung in nationales Recht
zustandig sind.
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Aller Wahrscheinlichkeit nach werden die oben genannten Faktoren die Gefahr von
Umsetzungs- und Durchfihrungsfehlern erhdhen und die Aufgabe der Kommission, die
Anwendung des EU-Rechts zu tberwachen, erschweren. Klare Instruktionen betreffend die
Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht sind zur Gewahrleistung der Ubereinstimmung
der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften mit den Bestimmungen der Richtlinie von
entscheidender Bedeutung.

Die Verpflichtung zur Vorlage erlauternder Dokumente kann fur jene Mitgliedstaaten, die
ohnehin nicht auf dieser Grundlage arbeiten, einen zusétzlichen Verwaltungsaufwand
darstellen. Der mogliche zusétzliche Verwatungsaufwand steht jedoch in angemessenem
Verhdltnis zu dem verfolgten Ziel, namentlich der Sicherstellung der wirksamen Umsetzung
und vollstandigen Verwirklichung der Ziele der Richtlinie.

Aus diesem Grund werden die Mitgliedstaaten ersucht, bei der Notifizierung ihrer
Umsetzungsmal3nahmen ein oder mehrere Dokumente beizulegen, in denen die Beziehung
zwischen den Bestimmungen der Richtlinie und den entsprechenden Teilen der nationalen
Umsetzungsrechtsakte erlautert sind.
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2013/0443 (COD)
Vorschlag fur eine

RICHTLINIE DES EUROPAISCHEN PARLAMENTSUND DESRATES

Uber dieVerringerung der nationalen Emissionen bestimmter Luftschadstoffe und zur

Anderung der Richtlinie 2003/35/EG

(Text von Bedeutung fur den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 192 Absatz 1,

auf Vorschlag der Européi schen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Européi schen Wirtschafts- und Sozial ausschusses™,
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen™,

gemal3 dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwdgung nachstehender Grinde:

D)

In den vergangenen 20 Jahren wurden in der Europaischen Union durch eine gezielte
EU-Politik, zu der auch die Mitteilung der Kommission Uber die , Thematische
Strategie zur Luftreinhaltung*™ von 2005 gehort, erhebliche Fortschritte bei den
anthropogenen Emissionen in die Luft und bel der Luftqualitét erzielt. Die Richtlinie
2001/81/EG des Europdischen Parlaments und des Rates’®, mit der fir die
Jahresgesamtemissionen  der  Mitgliedstaaten an  Schwefeldioxid  (SO,),
Stickstoffoxiden (NOy), Ammoniak (NH3) und flichtigen organischen Verbindungen
auller Methan (NMVOC) ab 2010 Obergrenzen gesetzt wurden, hat mal3geblich zu
diesen Fortschritten beigetragen. Dies fuhrte zwischen 1990 und 2010 zu einem
Rickgang der SO,-Emissionen um 82 %, der NOs-Emissionen um 47 %, der
NMVOC-Emissionen um 56 % und der NHz-Emissionen um 28 %. Wie aus dem
»Programm Saubere Luft fur Europa’ (,Uberarbeitete Thematische Strategie zur
Luftreinhaltung*)*” hervorgeht, sind die Schadwirkungen und Risiken firr die Umwelt
und die menschliche Gesundheit jedoch noch immer bedeutend.

13
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ABI.Cvom, S..

ABI.Cvom, S..

Mitteilung der Kommission an den Rat und das Européische Parlament: Thematische Strategie zur
L uftreinhaltung, KOM (2005) 446 endglltig.

Richtlinie 2001/81/EG des Europédischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2001 Uber
national e Emissionshéchstmengen fur bestimmte L uftschadstoffe, ABI. L 309 vom 27.11.2001, S. 22.
Mitteilung der Kommission an den Rat und das Européische Parlament: Ein Programm ,, Saubere L uft
fir Europa’‘, COM(2013) XXX.
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)

©)

(4)

()

(6)

(7)

(8)

Im Siebten Umwelt-Aktionsprogramm®® wird das langfristige Ziel der EU-
Luftqualitatspolitik, ein Luftqualitdtsniveau zu erreichen, das nicht mit erheblichen
Schadwirkungen und Risiken fir die Umwelt und die menschliche Gesundheit
einhergeht, bestdtigt und gefordert, dass die derzeitigen Luftqualitadtsvorschriften der
EU umfassend eingehalten, strategische Ziele und Aktionen fur die Zeit nach 2020
festgesetzt und die Bemihungen in Gebieten verstarkt werden, in denen die
Bevdlkerung und die Okosysteme einem hohen Luftverschmutzungsniveau ausgesetzt
sind; zudem sollten verstérkt Synergien zwischen den Luftqualitétsvorschriften und
den politischen Ziden der EU, namentlich in den Bereichen Klimaschutz und
Biodiversitét, angestrebt werden.

Die Uberarbeitete Thematische Strategie zur Luftreinhaltung gibt neue strategische
Ziele fur die Zeit bis 2030 vor, um dem langfristigen Ziel der Union néher zu riicken.

Die Mitgliedstaaten und die EU sind Vertragsparteien des Ubereinkommens der
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen fir Europa von 1979 Uber
weitraumige grenziiberschreitende Luftverunreinigung (, LRTAP-Ubereinkommen*)*
und mehrerer Protokolle dazu, einschliefdlich des Goteborg-Protokolls von 1999
betreffend die V erringerung von V ersauerung, Eutrophierung und bodennahem Ozon.

Das vom Rat mit dem Beschluss [xxxx/xxxx/EU]®° angenommene uberarbeitete
Goteborg-Protokoll gibt fur das Jahr 2020 und danach jeder Vertragspartel neue
Emissionsreduktionsverpflichtungen fir SO,, NOy, NH3, NMVOC und Feinstaub
(PM25) mit dem Jahr 2005 as Referenzjahr vor, wirkt auf die Verringerung von
RuRemissionen hin und fordert die Erhebung und Speicherung von Daten Uber die
nachteiligen Auswirkungen von Luftschadstoffkonzentrationen und -eintragen auf die
menschliche Gesundheit und die Umwelt sowie die Teilnahme an ergebnisorientierten
Programmen im Rahmen des LRTAP-Ubereinkommens.

Die mit der Richtlinie 2001/8L/EG engefihrte Regelung fir nationale
Emissionshdchstmengen sollte daher Uberarbeitet und mit den internationalen
Verpflichtungen der EU und der Mitgliedstaaten in Ubereinstimmung gebracht
werden.

Die Mitgliedstaaten sollten diese Richtlinie in einer Weise umsetzen, die durch
Reduzierung der Konzentration und der Eintrége von fir Versauerung, Eutrophierung
oder bodennahes Ozon verantwortlichen Schadstoffen auf Werte unterhalb der im
LRTAP-Ubereinkommen festgelegten kritischen Eintrags- und Konzentrationswerte
wirksam dazu beitragt, das langfristige EU-Ziel fur eine Luftqualitdt in Einklang mit
den Leitlinien der Weltgesundheitsorganisation und die EU-Ziele fur den Schutz der
Biodiversitat und der Okosysteme zu verwirklichen.

Diese Richtlinie sollte aul3erdem dazu beitragen, dass durch die Verringerung der
Emissionen kurzlebiger Klimaschadstoffe die im EU-Recht verankerten
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Vorschlag fir einen Beschluss des Europdischen Parlaments und des Rates tber ein algemeines
Umweltaktionsprogramm der EU fir die Zeit bis 2020 ,, Gut |eben innerhalb der Belastbarkeitsgrenzen
unseres Planeten”, COM(2012) 710 final vom 29.11.2012.

Beschluss 2003/507/EG des Rates vom 13. Juni 2003 Uber den Beitritt der Europdischen Gemeinschaft
zum Protokoll zu dem Ubereinkommen von 1979 uber weitrdumige grenziberschreitende
Luftverunreinigung betreffend die Verringerung von Versauerung, Eutrophierung und bodennahem
Ozon, ABI. L 179 vom 17.7.2003, S. 1.

Beschluss 2013/xxxx/EU des Rates (iber die Genehmigung der Anderung des Protokolls von 1999 zu
dem Ubereinkommen von 1979 (iber weitraumige grenzilberschreitende Luftverunreinigung betreffend
die Verringerung von Versauerung, Eutrophierung und bodennahem Ozon, ABI. L..., S. .
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Luftqualitétsziele erreicht und die Auswirkungen des Klimawandels abgemildert
werden sowie die Luftqualitdt weltweit verbessert wird.

Die Mitgliedstaaten sollten die in diessr Richtlinie  enthaltenen
Emissionsreduktionsverpflichtungen fir 2020 und 2030 erfullen. Um nachweisbare
Fortschritte bel den Verpflichtungen fur 2030 sicherzustellen, sollten die
Mitgliedstaaten fir 2025 vorgegebene Emissionszwischenziele erreichen, die auf einer
linearen Kurve zwischen den Emissionsmengen fur 2020 und den Mengen liegen, die
sich aus den Emissionsreduktionsverpflichtungen fir 2030 ergeben, es sei denn, dies
wéare mit unverhdtnismaliigen Kosten verbunden. Kann die Emissionsgrenze fur 2025
nicht eingehalten werden, sollten die Mitgliedstaaten dies in ihren Berichten gemaid
dieser Richtlinie begrinden.

Einige Mitgliedstaaten entschieden sich im Rahmen des LRTAP-Ubereinkommens
dafir, fur den Verkehrssektor Emissionshochstgrenzen auf der Grundlage des
Kraftstoffverbrauchs festzulegen. Dies fuhrte zu einem Mangel an Kohérenz sowohl
bei ihrem eigenen Gesamtenergieverbrauchszahlen und ihren Energiestatistiken as
auch bel denen der Union insgesamt. Um sicherzustellen, dass sich adle
Mitgliedstaaten und die Union as Ganze auf eine gemeinsame, koharente Grundlage
stitzen, werden daher in dieser Richtlinie die Berichterstattungsanforderungen und die
Emissionsreduktionsverpflichtungen auf Basis des nationalen Energieverbrauchs und
nationalen Kraftstoffverkaufs festgel egt, was fir mehr Kohdrenz mit dem EU-Recht in
den Bereichen Klimaschutz und Energie sorgt.

Um den nationalen Emissionsreduktionsverpflichtungen und den
Emissionszwischenzielen auf kostenwirksame Weise nachkommen zu kénnen, sollte
es den Mitgliedstaaten gestattet werden, im internationalen Seeverkehr erzielte
Emissionsreduktionen anzurechnen, wenn die Emissionen aus diesem Sektor geringer
sind als die Emissionen, die sich aus der Einhaltung der EU-rechtlichen Normen,
einschliefdlich der Grenzwerte fir den Schwefelgehalt von Kraftstoffen gemald der
Richtlinie 1999/32/EG des Rates” ergeben wiirden. Die Mitgliedstaaten sollten die
Moglichkeit haben, ihre Verpflichtungen und Emissionszwischenziele fur Methan
(CH4) gemeinsam zu erflllen und sich dabei auf die Entscheidung Nr. 406/2009/EG
des Européischen Parlaments und des Rates™ zu stiitzen. Zur Kontrolle der Einhaltung
ihrer nationalen Emissionshéchstmengen, ihrer Emissionsreduktionsverpflichtungen
und ihrer Emissionszwischenziele konnten die Mitgliedstaaten ihre nationalen
Emissionsinventare  berichtigen, indem se verbesserte emissionsbezogene
wissenschaftliche Erkenntnisse und Methoden nutzen. Die Kommission kdnnte gegen
jede diese Flexibilitdtsregelungen Einwand erheben, wenn die Bedingungen dieser
Richtlinie nicht erflllt sind.

Die Mitgliedstaaten sollten ein nationales Luftreinhalteprogramm annehmen und
durchfihren, um ihre Emissionsreduktionsverpflichtungen und
Emissionszwischenziele zu erflllen und wirksam zur Verwirklichung der
Luftqualitdtsziele der EU beizutragen. Zu diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten
berticksichtigen, dass in Gebieten und Balungsréaumen, in denen Uberméaldige
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Richtlinie 1999/32/EG des Rates vom 26. April 1999 Uber eine Verringerung des Schwefelgehalts
bestimmter fliissiger Kraft- oder Brennstoffe und zur Anderung der Richtlinie 93/12/EWG, ABI. L 121
vom 11.5.1999, S. 13.

Entscheidung Nr. 406/2009/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 Uber
die Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur Reduktion ihrer Treibhausgasemissionen mit Blick auf die
Erfullung der Verpflichtungen der Gemeinschaft zur Reduktion der Treibhausgasemissionen bis 2020,
ABI. L 140 vom 5.6.20009, S. 136.
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Luftschadstoffkonzentrationen ~ vorliegen und/oder die  erheblich zur
Luftverschmutzung in anderen Gebieten und Ballungsrdumen, auch in
Nachbarlandern, beitragen, die Emissionen reduziert werden missen. Die nationalen
Luftreinhalteprogramme dirften in dieser Hinsicht zur erfolgreichen Durchfihrung der
Luftqualitatsplane gemdald Artikel 23 der Richtlinie 2008/50/EG des Europaischen
Parlaments und des Rates™ beitragen.

Um die atmosphérischen NH3- und PM,s-Emissionen der wichtigsten Emittenten zu
verringern, sollten die nationalen Luftreinhalteprogramme auch Mal3nahmen fir den
Agrarsektor vorsehen. Die Mitgliedstaaten sollten die Moglichkeit haben, andere alsin
der Richtlinie vorgesehene Malinahmen zu treffen, die enen vergleichbaren
Umweltschutz  gewéhrleisten, wenn dies aufgrund besonderer nationaler
Gegebenheiten gerechtfertigt ist.

Das nationale Luftreinhateprogramm, einschliefdich der Analyse, auf deren
Grundlage Strategien und Malinahmen ausgewdhlt werden, sollten regelméaldig
aktualisiert werden.

Um die nationalen Luftreinhalteprogramme und wichtige Aktualisierungen dieser
Programme auf eine fundierte Grundlage zu stellen, sollten die Mitgliedstaaten die
Offentlichkeit und die zustandigen Behorden auf allen Ebenen zu diesen Programmen
und Aktuaisierungen konsultieren, solange noch ale Strategie und
M al3nahmenoptionen offen sind. Im Einklang mit den Bestimmungen des EU- und des
Volkerrechts, einschliefdlich des Ubereinkommens Uber die
Umweltvertréglichkeitsprifung im grenziberschreitenden Rahmen (Espoo, 1991) und
dessen vom Rat genehmigten Protokolls tGber die strategische Umweltprifung (Kiew,
2003)** sollten die Mitgliedstaaten grenzilberschreitende Konsultationen vornehmen,
wenn die Durchfiihrung ihres Programms die Luftqualitét in einem anderen Land
beeintrachtigen konnte.

Die Mitgliedstaaten erstellen und Ubermitteln Emissionsinventare, Prognosen und
informative Inventarberichte zu allen unter diese Richtlinie fallenden
Luftschadstoffen, die es der Union sodann ermdglichen, ihren Berichtspflichten im
Rahmen des LRTAP-Ubereinkommens und seiner Protokolle nachzukommen.

Um unionsweite Kohadrenz zu gewdhrleisten, sollten die Mitgliedstaaten dafiir sorgen,
dass ihre an die Kommission Ubermittelten nationalen Emissionsinventare, Prognosen
und informativen Inventarberichte vollstandig mit ihrer Berichterstattung im Rahmen
des LRTAP-Ubereinkommens in Einklang stehen.

Um zu beurteilen, ob die in dieser Richtlinie vorgesehenen nationaen
Emissionsreduktionsverpflichtungen Wirkung zeigen, sollten die Mitgliedstaaten
soweit moglich und in Einklang mit internationalen Leitlinien auch die Auswirkungen
dieser Reduktionen auf terrestrische und aquatische Okosysteme uberwachen und
dartiber Bericht erstatten.
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Richtlinie 2008/50/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2008 Uber Luftqualitét
und saubere Luft fir Europa, ABI. L 152 vom 11.6.2008, S. 1.

Beschluss 2008/871/EG des Rates vom 20. Oktober 2008 zur Genehmigung des Protokolls Uber die
strategische  Umweltprifung zum Espooer UN/ECE-Ubereinkommen von 1991 iber die
Umweltvertraglichkeitsprifung im grenzilberschreitenden Rahmen im Namen der Européischen
Gemeinschaft, ABI. L 308 vom 19.11.2008, S. 33.
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In Einklang mit der Richtlinie 2003/4/EG des Europaschen Parlaments und des
Rates® sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass Informationen auf
el ektronischem Wege konkret und systematisch verbreitet werden.

Die Richtlinie 2003/35/EG des Europsischen Parlaments und des Rates®™® muss
geandert werden, um die Ubereinstimmung dieser Richtlinie mit dem Ubereinkommen
von Arhus (1998) iiber den Zugang zu Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung
an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangel egenheiten
zu gewdhrleisten.

Um technischen Entwicklungen Rechnung tragen zu kénnen, sollte die Kommission
ermachtigt werden, zur Anderung der Berichterstattungsleitlinien gemaR Anhang |,
AnhangIll Tell 1 sowie den AnhdngenlV und V zwecks Anpassung an den
technischen Fortschritt Rechtsakte nach Artikel 290 des Vertrags Uber die
Arbeitsweise der Europaischen Union zu erlassen. Es ist von besonderer Bedeutung,
dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen,
auch auf Sachverstandigenebene, durchfihrt. Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung
delegierter Rechtsakte sollte die Kommission gewéhrleisten, dass die einschlagigen
Dokumente dem Europaischen Parlament und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und
auf angemessene Weise Ubermittelt werden.

Um fur die Durchfihrung dieser Richtlinie enheitliche Bedingungen zu
gewdhrleisten, sollten der Kommission Durchfihrungsbefugnisse Ubertragen werden.
Diese Befugnisse sollten gemdld den Bestimmungen der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und des Rates®’ ausgetibt werden.

Die Mitgliedstaaten sollten Regelungen fur die Sanktionen festlegen, die bel
VerstoRen gegen die aufgrund dieser Richtlinie erlassenen einzelstaatlichen
Vorschriften zu verhdngen sind, und fur deren Anwendung sorgen. Diese Sanktionen
sollten wirksam, verha tnisméldig und abschreckend sein.

Angesichts der Art und des Umfangs der notwendigen Anderungen der Richtlinie
2001/8V/EG sollte diese im Interesse einer hoheren Rechtssicherheit, Klarheit und
Transparenz und zur Vereinfachung der Rechtsvorschriften ersetzt werden. Um die
Luftqualitdt kontinuierlich zu verbessern, sollten die Mitgliedstaaten die in der der
Richtlinie 2001/81/EG festgesetzten nationalen Emissionshtchstmengen einhalten, bis
die in der vorliegenden Richtlinie vorgesehenen neuen  nationalen
Emissionsreduktionsverpflichtungen im Jahr 2020 anwendbar werden.

Da das Zid dieser Richtlinie, namlich die Gewahrleistung eines hohen Gesundheits-
und Umweltschutzniveaus, von den Mitgliedstaaten alein nicht ausreichend
verwirklicht werden kann und sich folglich aufgrund der grenziberschreitenden
Wirkung der Luftverschmutzung auf EU-Ebene besser erreichen I&sst, kann die EU in
Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags Uber die Europdsche Union
niedergelegten Subsidiaritatsprinzip Mal3nahmen erlassen. Entsprechend dem in
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Richtlinie 2003/4/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 Uber den
Zugang der Offentlichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des
Rates, ABI. L 41 vom 14.2.2003, S. 26.

Richtlinie 2003/35/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 Uber die
Beteiligung der Offentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Plane und
Programme und zur Anderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in Bezug auf die
Offentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten, ABI. L 156 vom 25.6.2003, S. 17.

Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur
Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsétze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung
der Durchfiihrungsbefugni sse durch die Kommission kontrollieren, ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13.
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demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhdltnismaldigkeit geht diese Richtlinie
nicht Uber das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Mal3 hinaus.

(26) Gemdld der Gemeinsamen Politischen Erkldrung vom 28. September 2011 der
Mitgliedstaaten und der Kommission zu erlauternden Dokumenten® haben sich die
Mitgliedstaaten verpflichtet, in begrindeten Féallen zusétzlich zur Mitteilung ihrer
Umsetzungsmal3nahmen ein  erlauterndes Dokument oder mehrere derartige
Dokumente zu Ubermitteln, in dem bzw. denen die Beziehung zwischen den
Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden Teilen einzelstaatlicher
Umsetzungsinstrumente erlautert wird. In Bezug auf die vorliegende Richtlinie halt
der Gesetzgeber die Ubermittlung derartiger Dokumente fir gerechtfertigt -

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Gegenstand

Diese Richtlinie enthdt die Obergrenzen fir die atmosphdrischen Emissionen von
versauernden und eutrophierenden Schadstoffen, Ozonvorlaufern, Primér-Feinstaub und
Vorlaufern von Sekundér-Feinstaub sowie anderen Luftschadstoffen und schreibt die
Aufstellung, Annahme und Durchfiihrung von nationalen Luftreinhalteprogrammen sowie die
Uberwachung von und Berichterstattung tiber Schadstoffemissionen und deren Auswirkungen
VOr.

Artikel 2
Geltungsbereich

Diese Richtlinie gilt fir Emissionen der in Anhang | genannten Schadstoffe aus sémtlichen
Quellen im Gebiet der Mitgliedstaaten, in ihren ausschliefdlichen Wirtschaftszonen und in
ihren Schadstoff-Uberwachungsgebieten.

Artikel 3
Begriffsbestimmungen
Fir die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

1. »Emission® die Freisetzung eines Stoffes aus einer Punkt- oder diffusen Quellein die
Atmosphére;
2. »Ozonvorlaufer” Stickstoffoxide, fllichtige organische Verbindungen auf3er Methan,

M ethan und Kohlenmonoxid;

3. »Luftqualitétsziele" die Grenzwerte, Zielwerte und Verpflichtungen in Bezug auf die
Expositionskonzentration gemal3 der Richtlinie 2008/50/EG und der Richtlinie
2004/107/EG des Europaischen Parlaments und des Rates™;

4, » Stickstoffoxide® (NOy) Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, ausgedrickt as
Stickstoffdioxid;

2 ABI. C 369 vom 17.12.2011, S. 14.

» Richtlinie 2004/107/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 2004 Uber
Arsen, Kadmium, Quecksilber, Nickel und polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe in der Luft,
ABI. L 23 vom 26.1.2005, S. 3-16.
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»flichtige organische Verbindung aul3er Methan“ (NMVOC) jede anthropogene
organische Verbindung auf3er Methan, die durch Reaktion mit Stickstoffoxiden in
Gegenwart von Sonnenlicht photochemische Oxidantien erzeugen kann;

.PM2s*  Partikel, die enen groRenselektierenden Lufteinlass gemald der
Referenzmethode fur die Probenahme und Messung von PM 5, EN 14907, passieren,
der flr einen aerodynamischen Durchmesser von 2,5 um eine Abscheidewirksamkeit
von 50 % aufwelst;

»nationale Emissionsreduktionsverpflichtung® die Verringerung der Emissionen
eines Stoffes, ausgedrickt als Prozentsatz des Unterschieds zwischen den im
Referenzjahr (2005) insgesamt freigesetzten Emissionen und den Emissionen, den
ein Mitgliedstaat in einem Zielkalenderjahr insgesamt nicht Gberschreiten darf;

»Lande- und Startzyklus* der Zyklus, der sich aus Rollen, Starten, Steigflug, Anflug
und Landung sowie allen anderen Mantvern des Luftfahrzeugs ergibt, die unterhalb
einer Hohe von 3000 Fuld stattfinden;

.internationaler Seeverkehr® Fahrten auf See und in Kuistengewdssern von
Wasserfahrzeugen unter beliebiger Flagge, ausgenommen Fischereifahrzeuge, die im
Hoheitsgebiet eines Landes beginnen und im Hoheitsgebiet eines anderen Landes
enden;

,Emissions-Uberwachungsgebiet* ein gemdl AnlageVIl des Internationalen
Ubereinkommens zur Verhitung der Meeresverschmutzung durch  Schiffe
(MARPOL) eingerichtetes besonderes Seegebiet;

, Schadstoff-Uberwachungsgebiet“ ein Seegebiet, das maximal 200 Seemeilen Uber
die Basidinien, ab denen die Breite des Hoheitsgewassers gemessen wird,
hinausreicht und von einem Mitgliedstaat zwecks Vermeidung, Verminderung und
Beschrankung der Verunreinigung durch Schiffe in Einklang mit geltenden
internationalen Vorschriften und Normen eingerichtet wurde;

» RUl* (black carbon, BC) kohlenstoffhaltige, lichtabsorbierende Partikel.

Artikel 4
Nationale Emissionsr eduktionsver pflichtungen

Die Mitgliedstaaten begrenzen ihre jdhrlichen anthropogenen Emissionen von
Schwefeldioxid (SO,), Stickstoffoxiden (NOy), fltichtigen organischen Verbindungen
auRer Methan (NMVOC), Ammoniak (NHs), Feinstaub (PM25) und Methan (CH,)
zumindest im Einklang mit ihren in Anhang Il festgelegten, ab 2020 bzw. 2030
geltenden nationalen Emissionsreduktionsverpflichtungen.

Unbeschadet Absatz 1 treffen die Mitgliedstaaten alle erforderlichen Mal3nahmen,
die nicht mit unverhdtnismaiigen Kosten verbunden sind, um 2025 ihre
anthropogenen Emissionen von SO,, NOx, NMVOC, NHj3;, PM,5 und CH,; zu
begrenzen. Die betreffenden Emissionsmengen werden auf der Grundlage der
Kraftstoffverkaufe anhand einer linearen Reduktionskurve ermittelt, die zwischen
ihren Emissionszielen fir 2020 und den Emissionsmengen, die sich aus den
Emissionsreduktionsverpflichtungen fir 2030 ergeben, gezogen wird.

Gelingt es nicht, die Emissionen bis 2025 in Einklang mit der gezogenen Kurve zu
begrenzen, so missen die Mitgliedstaaten dies in ihren gemald Artikel 9 an die
Kommission gerichteten Berichten begriinden.
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Folgende Emissionen werden fur die Zwecke der Absidtzel und2 nicht
berticksichtigt:

(@ Emissionen von Flugzeugen aul3erhalb des Lande- und Startzyklus,

(b) Emissionen auf den Kanarischen Inseln, in den franzdsischen Uberseeischen
Departements, auf Madeira und den Azoren,

(c) Emissionen aus dem internationalen Seeverkehr von und nach den in
Buchstabe b genannten Gebieten;

(d) Emissionen aus dem internationalen Seeverkehr, unbeschadet des Artikels5
Absatz 1.

Artikel 5
Flexibilitatsregelungen

Zur Erfdllung der far 2025 fir NO,, SO, und PMj,s5 vorgegebenen
Emissionszwischenziele geméld Artikel 4 Absatiz2 und der ab 2030 geltenden
nationalen Emissionsreduktionsverpflichtungen gema? Anhangll konnen die
Mitgliedstaaten im internationalen Seeverkehr erzielte Reduktionen der NOy-, SO,-
und PM,s-Emissionen mit NOy-, SO,- und PMgs-Emissionen verrechnen, die im
selben Jahr aus anderen Quellen freigesetzt wurden, sofern folgende Bedingungen
erfullt sind:

(@ Die Emissionsreduktionen werden in Seegebieten, die Tell der
Hoheitsgewéasser der  Mitgliedstaaten ohne  die  ausschliefdlichen
Wirtschaftszonen sind, oder in Schadstoff-Uberwachungsgebieten (wenn
solche Gebiete eingerichtet wurden) erzielt;

(b) die Mitgliedstaaten haben wirksame Uberwachungs- und Kontrollmanahmen
ein- und durchgefiihrt, um das ordnungsgeméal?e Funktionieren dieser
Flexibilitétsregelung sicherzustellen;

(c) sie haben Mal3nahmen getroffen, um die NOy-, SO,- und PM s-Emissionen aus
dem internationalen Seeverkehr unter die Emissionswerte zu senken, die durch
Einhaltung der EU-Normen fir Emissionsreduktionen infolge der Beachtung
der auf NO, SO, und PM,s-Emissionen erzielt wirden, und haben die durch
diese Malnahmen erzidten zusdtzlichen Emissionsreduktionen in
angemessener Weise quantifiziert;

(d) sie haben hochstens 20 % der geméal3 Buchstabe ¢ ermittelten Reduktionswerte
fur NOy, SO, und PM5 verrechnet, wobei die Verrechnung nicht dazu fuhren

darf, dass die in Anhang I festgel egten nationalen
Emissionsreduktionsverpflichtungen fir 2020 nicht erfillt werden.
Die Mitgliedstaaten koénnen ihre in Anhang Il festgelegten

Emissionsreduktionsverpflichtungen und ihre Emissionszwischenziele fir Methan
gemeinsam erfillen, sofern sie folgende Bedingungen erfillen:

(@ Sie beachten dle nach EU-Recht, einschlieldich der Entscheidung
Nr. 406/2009/EG des Europdischen Parlaments und des Rates geltenden
Bestimmungen und Modalitéten;

(b) sie haben wirksame Bestimmungen erlassen und durchgefthrt, um
sicherzustellen, dass diese gemeinsame Erfillung ordnungsgemal3 abl &uft.
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Die Mitgliedstasten konnen in Einklang mit Anhang |V ihre nationalen
Jahresemissionsinventare fir SO,, NOyx, NH3, NMVOC und PM, 5 berichtigen, wenn
die Anwendung verbesserter Emissionsinventurmethoden, die dem neuesten
wissenschaftlichen Kenntnisstand entsprechen, zur Nichterfullung ihrer nationalen
Emissionsreduktionsverpflichtungen oder ihrer Emissionszwischenziele fihren
wirde.

Mitgliedstaaten, die die Absdtzel, 2 und 3 anwenden wollen, teillen dies der
Kommission bis zum 30. September des dem betreffenden Berichtgahr
vorangehenden Jahres mit. Dabel Ubermitteln sie die betreffenden Schadstoffe und
Sektoren und, sofern verfigbar, den Umfang der Auswirkungen auf die nationalen
Emissionsinventare.

Mit Unterstitzung der Europdischen Umweltagentur prift und beurteilt die
Kommission, ob die Inanspruchnahme einer der Flexibilitétsregelungen fir ein
bestimmtes Jahr die einschlagigen Anforderungen und Kriterien erfillt.

Hat die Kommission innerhalb von neun Monaten ab dem Tag des Eingangs des
betreffenden Berichts gemal3 Artikel 7 Absétze 4, 5 und 6 keinen Einwand erhoben,
erachtet der betreffende Mitgliedstaat die beantragte Inanspruchnahme einer
Flexibilitétsregelung als fur das betreffende Jahr genehmigt und gultig. Lauft nach
Auffassung der Kommission die Inanspruchnahme einer Flexibilitétsregelung den
geltenden Anforderungen und Kriterien zuwider, so teilt sie dem betreffenden
Mitgliedstaat in einem Beschluss mit, dass sie die Inanspruchnahme nicht
genehmigen kann.

Die Kommission kann Durchfihrungsrechtsakte erlassen, in denen die genauen
Regeln fir die Inanspruchnahme der in den Absdizen1l, 2 und 3 genannten
Flexibilitéatsregelungen gemald dem in Artikel 14 genannten Prifverfahren prazisiert
werden.

Artikel 6
Nationale L uftreinhalteprogramme

Jeder Mitgliedstaat erstellt und verabschiedet ein nationales Luftreinhalteprogramm
in Einklang mit Anhang 111 Teil 2, um seine anthropogenen Jahresemissionen gemal3
Artikel 4 zu begrenzen.

Jeder Mitgliedstaat muss bei der Erstellung, Verabschiedung und Durchfiihrung des
in Absatz 1 genannten Programms

(@ bewerten, in welchem Umfang sich nationale Emissionsquellen voraussichtlich
auf die Luftqualitdt in seinem Hoheitsgebiet und in benachbarten
Mitgliedstaaten auswirken, wobel er gegebenenfalls im Rahmen des
Europdischen Programms fur die Messung und Auswertung der
grenziberschreitenden Luftverschmutzung (EMEP) erhobene Daten und
entwickelte Methoden verwendet;

(b) die Notwendigkeit berlicksichtigen, Luftschadstoffemissionen zu reduzieren,
um die Luftqualitdtsziele in seinem Hoheitsgebiet und gegebenenfalls in
benachbarten Mitgliedstaaten zu erreichen;

(c) be de Einfuhrung von Maldnahmen zur Erflllung seiner nationalen
Emissionsreduktionsverpflichtungen  fir  PM,s  Emissionsreduktions-
mal3nahmen fur Rul3 prioritér behandeln;
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(d) die Koharenz mit anderen einschlagigen Planen und Programmen, die aufgrund
von nationalen oder EU-Rechtsvorschriften aufgestellt wurden, sicherstellen.

Die Mitgliedstaaten beziehen die Emissionsreduktionsmal3nahmen gemald Anhang I11
Teil 1 oder Malinahmen mit vergleichbarer Umweltwirkung im notwendigen
Umfang ein, um die einschlégigen nationalen Emissionsreduktionsverpflichtungen
zu erfillen.

Das nationale Luftreinhalteprogramm wird ale zwel Jahre aktualisiert.

Unbeschadet des Absatzes3 werden die im nationalen Luftreinhalteprogramm
festgelegten Emissionsreduktionsstrategien und -mal3nahmen innerhalb von zwolf
Monaten aktualisiert, wenn einer der folgenden Falle eintritt:

(@ Diein Artikel 4 genannten Verpflichtungen werden nicht erfiillt oder es besteht
die Gefahr, dass sie nicht erflllt werden;

(b) die Mitgliedstaaten beschlief3en, eine der Hexibilitétsregelungen gemald
Artikel 5in Anspruch zu nehmen.

Vor Annahme der endglltigen Fassung des Entwurfs ihres nationalen
Luftreinhateprogramms und zu wesentlichen Aktualisierungen des Programms
konsultieren die Mitgliedstaaten in Einklang mit einschldgigem EU-Recht die
zustandigen Behorden samtlicher Ebenen, fur die aufgrund ihrer besonderen
Umweltzustandigkeit auf den Gebieten Luftverschmutzung, Luftqualitéd und
Luftqualitdtsmanagement die Durchfihrung des nationalen Luftreinhalteprogramms
von besonderem Belang sein dirfte. Gegebenenfalls werden grenziberschreitende
Konsultationen im Einklang mit dem einschlagigen EU-Recht durchfhrt.

Gegebenenfals erleichtert die Kommission die Aufstellung und Durchfthrung der
Programme durch den Austausch bewéahrter Verfahren.

Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen, gemdad Artikel 13 delegierte
Rechtsakte zu erlassen, um Anhanglll Teil 1 an den technischen Fortschritt
anzupassen.

Die Kommission kann Leitlinien fur die Aufstellung und Durchfiihrung der
nationalen Luftreinhalteprogramme verdffentlichen.

Die Kommission kann auRerdem in Durchfihrungsrechtsakten das Format und die
notwendigen Angaben fur die Luftreinhalteprogramme der Mitgliedstaaten vorgeben.
Diese Durchflhrungsrechtsakte werden nach dem Prifverfahren des Artikels 14
erlassen.

Artikel 7
Emissionsinventar e und Emissionsprognosen

Die Mitgliedstaaten erstellen fir die in Anhang | Tabelle A aufgefiihrten Schadstoffe
geméld den darin festgelegten Bestimmungen nationale Emissionsinventare und
aktualisieren diesejahrlich.

Die Mitgliedstaaten erstellen fur die in Anhang | Tabelle B aufgefihrten Schadstoffe
gemald den darin festgelegten Bestimmungen nationale Emissionsinventare und
aktualisieren diesejahrlich.

Die Mitgliedstaaten erstellen fir die in Anhang | Tabelle C aufgefiihrten Schadstoffe
gemdd den darin festgelegten Bestimmungen rdumlich aufgeschltisselte
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Emissionsinventare, Inventare grof3er Punktquellen sowie Emissionsprognosen und
aktualisieren diese alle zwei Jahre.

Die in den Absdtzen 1 und 2 genannten Emissionsinventare und -prognosen werden
von einem informativen Inventarbericht gemald Anhang | Tabelle D begleitet.

Mitgliedstaaten, die die Flexibilitdtsregelung gemal? Artikel 5 Absatz 1 anwenden,
nehmen in den informativen Inventarbericht des betreffenden Jahres folgende
Angaben auf:

(@ die Menge der NOy- SO,- und PMs-Emissionen, die ohne Vorhandensein
eines Emissions-Uberwachungsgebiets freigesetzt worden wére;

(b) den Umfang der Emissionsreduktionen, die gema Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe c in dem zu dem betreffenden Mitgliedstaat gehdrenden Teil des
Emissions-Uberwachungsgebiets erzielt wurden;

(c) dasAusmal3, in dem die Mitgliedstaaten diese Flexibilitatsregelung anwenden;,

(d) zusétzliche Daten, die die Mitgliedstaaten fir geeignet halten, damit die
Kommission mit Unterstlitzung der Européischen Umweltagentur umfassend
bewerten kann, unter welchen Bedingungen die Flexibilitétsregelung
angewendet wurde.

Mitgliedstaaten, die die Flexibilitdtsregelung gemald Artikel 5 Absatz 2 anwenden
wollen, Gbermitteln der Kommission einen gesonderten Bericht, anhand dessen diese
prifen und beurteilen kann, ob die Anforderungen dieser Bestimmung erfillt sind.

Mitgliedstaaten, die die Flexibilitdtsregelung gemald Artikel 5 Absatz 3 anwenden
wollen, nehmen die in Anhang IV Teil 4 genannten Angaben in den informativen
Inventarbericht des betreffenden Jahres auf, damit die Kommission prifen und
beurteilen kann, ob die Anforderungen dieser Bestimmung erfillt sind.

Die Mitgliedstaaten erstellen die Emissionsinventare, einschliefdlich berichtigter
Emissionsinventare, die Emissionsprognosen und den informativen Inventarbericht
in Einklang mit Anhang IV.

Auf der Grundlage der in den Absdtzen 1, 2 und 3 genannten Angaben erstellt und
aktualisiert die Kommission mit Unterstitzung der Europaschen Umweltagentur
jedes Jahr fur ale in Anhangl genannten Schadstoffe Emissionsinventare,
Emissionsprognosen und einen informativen Inventarbericht fir die gesamte EU.

Der Kommission wird erméchtigt, gemald Artikel 13 delegierte Rechtsakte zu
erlassen, um Anhang | hinsichtlich der Berichterstattungsfristen und Anhang IV an
den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt anzupassen.

Artikel 8
Uberwachung der Auswirkungen der L uftver schmutzung

Soweit praktisch mdglich sorgen die Mitgliedstaaten gemald den Anforderungen in
AnhangV fur die Uberwachung der nachteiligen Auswirkungen der
L uftverschmutzung auf Okosysteme.

Die Mitgliedstaaten koordinieren gegebenenfalls die Uberwachung der
Auswirkungen der Luftverschmutzung mit anderen Uberwachungsprogrammen, die
auf der Grundlage des EU-Rechts, einschliefdlich der Richtlinie 2008/50/EG und der
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Richtlinie 2000/60/EG des Européischen Parlaments und des Rates™, eingerichtet
wurden.

Der Kommission wird erméchtigt, gemald Artikel 13 delegierte Rechtsakte zu
erlassen, um AnhangV an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt
anzupassen.

Artikel 9
Berichterstattung durch die Mitgliedstaaten

Die Mitgliedstaaten  Ubermitteln  der  Kommission ihre  nationalen
Luftreinhalteprogramme [innerhab von drei Monaten ab dem in Artike 17
genannten Zeitpunkt, Datum vom OPOCE einzusetzen] und aktualisieren sie danach
alle zwei Jahre.

Wird ein nationales Luftreinhalteprogramm gemald Artikel 6 Absatz 4 aktualisiert, so
teilt der betreffende Mitgliedstaat dies der Kommission innerhalb von zwei Monaten
mit.

Ab 2017 teilen die Mitgliedstaaten der Kommission und der Européischen
Umweltagentur ihre nationalen Emissionsinventare, Emissionsprognosen, raumlich
aufgeschliisselten Emissionsinventare, Inventare grof3er Punktquellen und Berichte
gemald Artikel 7 Absétze 1, 2 und 3 und gegebenenfalls Artikel 7 Absdtze 4, 5 und 6
in Einklang mit den Berichterstattungsfristen in Anhang | mit.

Diese Mittellung stimmt mit der Berichterstattung an das Sekretariat des LRTAP-
Ubereinkommens tberein.

Die Mitgliedstaaten Ubermitteln ihre nationalen Emissionen und Prognosen fir CH4
in Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Européischen Parlaments
und des Rates™.

Mit Unterstitzung der Europdischen Umweltagentur und der Mitgliedstaaten
uberpruft die Kommission regelma3ig die Daten der nationalen Emissionsinventare.
Diese Uberprifung umfasst Folgendes:

(@ Kontrollen zur Uberprifung der Transparenz, der Genauigkeit, der
Stimmigkeit, der Vergleichbarkeit und der Vollstandigkeit der Gbermittelten
Informationen;

(b) Kontrollen zur Ermittlung von Fédlen, in denen Inventardaten in einer Weise
aufbereitet werden, die nicht mit den Anforderungen im Rahmen des
Vdlkerrechts und namentlich des LRTAP-Ubereinkommens vereinbar ist;

(c) gegebenenfalls eine Berechnung der sich daraus ergebenden notwendigen
technischen Korrekturen nach Konsultation der Mitgliedstaaten.

Die Mitgliedstaaten Ubermitteln der Kommission und der Européschen
Umweltagentur gemal3 Artikel 8 folgende Angaben:

30
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(@ [Bis zu dem in Artikel 17 genannten Zeitpunkt, Datum vom OPOCE
einzusetzen] und danach alle vier Jahre: den Standort der Uberwachungsstellen
und die jeweiligen Uberwachungsindikatoren und

(b) innerhalb [eines Jahres ab dem in Artikel 17 genannten Zeitpunkt, Datum vom
OPOCE einzusetzen] und danach ale vier Jahre: die Messwerte der
obligatorischen Indikatoren.

Artikel 10
Berichteder Kommission

Mindestens alle funf Jahre erstattet die Kommission dem Européischen Parlament
und dem Rat Bericht Uber die Fortschritte bei der Durchfihrung dieser Richtlinie,
einschliefdlich einer Bewertung ihres Beitrags zur Verwirklichung der Ziele dieser
Richtlinie.

Die Kommission erstattet in jedem Fall wie oben vorgesehen tber das Jahr 2025
Bericht und nimmt Angaben zur Verwirklichung der in Artikel 4 Absatz 2 genannten
Emissionszwischenziele bzw. die Grinde fur deren Nichterflllung in den Bericht
auf. Sie priift, ob weitere Mal3nahmen getroffen werden mtssen, und berticksichtigt
dabel die sektoralen Folgen deren Durchfiihrung.

Die Berichte gemald Absatz1l konnen eine Bewertung der oOkologischen und
soziookonomischen Auswirkungen dieser Richtlinie einschlief3en.

Artikel 11
Zugriff auf Informationen

In Einklang mit der Richtlinie 2003/4/EG gewéhrleisten die Mitgliedstaaten die
konkrete und systematische Information der Offentlichkeit, indem sie folgende
Informationen auf einer 6ffentlich zuganglichen Website verdffentlichen:

(@) dienationaen Luftreinhalteprogramme und etwaige Aktualisierungen;

(b) die nationden Emissionsinventare, gegebenenfals auch berichtigte
Emissionsinventare, die nationalen Emissionsprognosen und die informativen
Inventarberichte sowie zusétzliche Berichte und Angaben, die der Kommission
gemal3 Artikel 9 Gbermittelt werden.

Die Kommission gewahrleistet in Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 1367/2006
des Européischen Parlaments und des Rates® die konkrete und systematische
Information der Offentlichkeit, indem sie Emissionsinventare, Emissionsprognosen
und informative Inventarberichte fir die gesamte EU auf einer Offentlich
zuganglichen Website vertffentlicht.
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Verordnung (EG) Nr. 1367/2006 des Européischen Parlaments und des Rates vom 6. September 2006
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Artikel 12

Zusammenar beit mit Drittlandern und Koordinierung innerhalb inter nationaler
Organisationen

Die EU und gegebenenfalls die Mitgliedstaaten gewahrleisten die bilaterale und multilaterale
Zusammenarbeit mit Drittlandern und die Koordinierung innerhalb einschlégiger
internationaler Organisationen (z. B. dem Umweltprogramm der Vereinten Nationalen
(UNEP), der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen fur Europa (UNECE), der
Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO) und der Internationalen Zivilluftfahrt-
Organisation (ICAQO)) auf den Gebieten der technischen und wissenschaftlichen Forschung
und Entwicklung, auch durch Informationsaustausch, um die Grundlage flr
Emissionsreduktionen zu verbessern.

Artikel 13
Auslibung der Befugnisiibertragung
1. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in
diesem Artikel festgel egten Bedingungen Ubertragen.
2. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemald Artikel 6 Absatz 7, Artikel 7

Absatz 9 und Artikel 8 Absatz 3 wird der Kommission fir enen unbestimmten
Zeitraum ab Inkrafttreten dieser Richtlinie Gbertragen.

3. Die in Artikel 6 Absatz 7, Artikel 7 Absatz9 und Artikel 8 Absatz 3 genannte
Befugnislibertragung kann vom Européischen Parlament oder vom Rat jederzeit
widerrufen werden. Der Beschluss tiber den Widerruf beendet die Ubertragung der
darin genannten Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Vertffentlichung im
Amtsblatt der Européischen Union oder zu einem im Beschluss Uber den Widerruf
angegebenen spdteren Zeitpunkt wirksam. Die Glltigkeit von delegierten
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss Uber den Widerruf

nicht berthrt.

4, Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlésst, Ubermittelt sie ihn
gleichzeitig dem Européi schen Parlament und dem Rat.

5. Ein delegierter Rechtsakt, der gemd Artikel 6 Absatz 7, Artikel 7 Absatz 9 und

Artikel 8 Absatz 3 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europaische
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittiung
dieses Rechtsakts an das Européische Parlament und den Rat Einwande erhoben
haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Européische Parlament und der Rat
beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwénde erheben werden.
Auf Initiative des Européischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwel
Monate verléngert.

Artikel 14
Ausschussverfahren

1 Die Kommission wird von dem durch Artikel 29 der Richtlinie 2008/50/EG
eingesetzten Ausschuss for Luftqualitdt unterstitzt. Dieser Ausschuss ist en
Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, gilt Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.
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Artikel 15
Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen fur Verstof3e gegen die aufgrund dieser Richtlinie erlassenen
nationalen Vorschriften Sanktionen fest und treffen die zu ihrer Anwendung erforderlichen
Malinahmen. Die vorgesehenen Sanktionen miussen wirksam, verhdtnismaiig und
abschreckend sein.

Artikel 16
Anderung der Richtlinie 2003/35/EG
In Anhang | der Richtlinie 2003/35/EG wird folgender Buchstabe g angefiigt:

»0) Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie XXXX/XX/EU des Européischen Parlaments und des
Rates Uber nationale Emissionsreduktionsverpflichtungen fur bestimmte Luftschadstoffe und
zur Anderung der Richtlinie 2003/35/EG*

* ABI. L XX vom XX XX.XXXX, S. X.*

Artikel 17
Umsetzung

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis spétestens [18 Monate nach ihrem
Inkrafttreten — genaues Datum von OPOCE einzufligen] nachzukommen.

Sie teilen der Kommission unverziglich den Wortlaut dieser Rechtsvorschriften mit.

Bel Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst
oder durch einen Hinweis bel der amtlichen Vertffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten
innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie
fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 18
Aufhebung und Uber gangsbestimmungen

1. Die Richtlinie 2001/81/EG des Européischen Parlaments und des Rates wird mit
Wirkung vom [in Artikel 17 dieser Richtlinie genanntes Datum - vom OPOCE
einzufiigen] aufgehoben.

Die folgenden Bestimmungen der aufgehobenen Richtlinie gelten jedoch weiterhin:
(@ Artikel 1 und Anhang | bis 31. Dezember 2019;

(b) Artikel 7 Absdtze 1 und 2 und Artikel 8 Absatz 1 bis zum [in Artikel 17 dieser
Richtlinie genanntes Datum - vom OPOCE einzuftigen].

Verweise auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verweise auf die vorliegende
Richtlinie und sind nach der Entsprechungstabelle im Anhang V1 zu lesen.

2. Die Mitgliedstaaten konnen Artikel 5 Absatz 3 dieser Richtlinie hinsichtlich der
Hochstmengen gemald Artikel 4 und Anhangl der Richtlinie 2001/81/EG bis
31. Dezember 2019 anwenden.
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Artikel 19
I nkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Vertffentlichung im Amtsblatt der
Europaischen Union in Kraft.

Artikel 20

Adressaten
Diese Richtlinieist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Brussd am [...]

Im Namen des Europaischen Parlaments  Im Namen des Rates
Der Prasident Der Prasident

DE



DE

-25- Drucksache 819/13

* K %

Lo EUROPAISCHE
*ar KOMMISSION
Briissel, den 18.12.2013
COM (2013) 920 final
ANNEXES 1t0 6
ANHANGE
to the Proposal
for a

DIRECTIVE OF THE EUROPEAN PARLIAMENT AND OF THE COUNCIL

on thereduction of national emissions of certain atmospheric pollutants and amending
Directive 2003/35/EC
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ANHANG |

Uberwachung von und Berichterstattung tiber Emissionen in die L uft

A. Anforderungen an die jahrliche Berichterstattung Uber Emissionen gemal
Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 1

Nationale SO, NOx,
Gesamtemissionen, NMVOC, NH3, CO
nach
Quellenkategorien, (Sézwﬁr mgtba)lle
gemal NFR®, 19
einschlieRlich POP** (PAK und
Memo-Items Benzo(a)pyren,
Benzo(b)fluoranthe | gshyrlich, ab 1990 bis | 15.2.%***
n, Berichtsjahr minus 2
Benzo(k)fluoranthe (X-2)
n, Indeno(1,2,3-
cd)pyren,
Dioxine/Furane,
PCB, HCB
Insgesamt)
Nationae PMys,  PMyo*** | Jéhrlich, ab 2000 bis | 15.2%***
Gesamtemissionen, und Rul3 Berichtgahr minus 2
nach (X-2)
Quellenkategorien
gema NFRY
Nationae CH,4 Jéhrlich, ab 2005 bis | 15.2.****
Gesamtemissionen, Berichtgahr minus 2
nach (X-2)
Quellenkategorien
Vorlaufige nationale SO,, NOyx, NHs, | Jahrlich, 30.9.

Emissionen, nach
aggregierten  NFR-
Sektoren®

NMVOC, PM;s

Berichtgahr minus 1
(X-1)
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Q Nomenklatur fur die Berichterstattung (Nomenclature for reporting) im Rahmen des
LRTAP-Ubereinkommens.

(2)  Aggregiert nach denin Anhang IV der Leitlinien fur die Berichterstattung im Rahmen
des LRTAP-Ubereinkommens festgel egten Sektoren.

* Cd (Cadmium), Hg (Quecksilber), Pb (Blei)

*x POP: Persistente organische Schadstoffe

***  PMy sind Partikel, die einen groRRenselektierenden Lufteinlass gemal der
Referenzmethode fur die Probenahme und Messung von PM 1o, EN 12341, passieren, der fur

einen aerodynamischen Durchmesser von 10 um eine Abscheidewirksamkeit von 50 %
aufweist

****  Enthalt ein Bericht Fehler, so ist er spatestens nach vier Wochen mit einer genauen
Erlauterung der vorgenommenen Anderungen erneut einzureichen.

B. Anforderungen an die jahrliche Berichterstattung tUber Emissionen gemafd
Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 2

Nationale - Schwermetalle, Jéhrlich, ab 1990 | 15.2.
Gesamtemissionen, (As, Cr, Cu, Ni, Se | (TSP: 2000) bis

nach und Zn und ihre | Berichtgahr minus 2
Quellenkategorien V erbindungen)* (X-2)

gema3 NFR . TP

* As (Arsen), Cr (Chrom), C8 (Kupfer), Ni (Nickel), Se (Selen), Zn (Zink)
** TSP: Gesamtschwebstaub

C. Anforderungen an die ab 2017 alle zwei Jahre stattfindende Berichterstattung
Uber Emissionen und Prognosen gemal3 Artikel 7 Absatz 2

Nationae - SO, NOx,
Rasterdaten Uber NMVOC (6(0) -

S ’ "I Alle zwe  Jahre,
Emissionen, . nach NHs, PM 19, PM25 Berichtsjahr minus 2 L5
%JNd'Fg‘katego”m - schwermetalle | (X-2) >
(GNFR) (Cd, Hg, Pb)
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POP (PAK, HCB,
PCB,
Dioxine/Furane
Insgesamt)
Ruf (fals
verfiigbar)
Grol3e Punktquellen, SOy, NOx,
(LPS) nach NMVOC, CO, -
Quellenkategorien NHs, PM1o, PMps | A€ Zwel  Jahre,
GNER Berichtgahr minus 2 15+
(GNFR) Schwermetdlle | (X-2) >
(Cd, Hg, Pb)
POP (PAK, HCB,
PCB,
Dioxine/Furane
Insgesamt)
Ruf (fals
verfiigbar)
Emissionsprognosen, SO;, NOx, NHs,
nach  aggregierten NMVOC, PM;s
NFR-Sektoren und Ruf3
15.3.
Alle zwei Jahre fur
jedes Jahr ab dem
Jahr X bis 2030 und,
sofern verflgbar, bis
2040 und 2050
Emissionsprognosen, CH,4
nach  aggregierten 15.3
Quellenkategorien o
* Enthalt ein Bericht Fehler, so ist er innerhalb von vier Wochen mit einer eindeutigen
Erlauterung der vorgenommenen Anderungen erneut einzureichen.
D. Jahrliche Ubermittlung des informativen Inventarberichts gemaR Artikel 7

Absatz 3
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Informativer
Inventarbericht (1IR)

SO, NOx,
NMVOC, NH3,
CO, TSP, PMgjs,
PM 19 und Ruf3

Schwermetalle
(Cd, Hg, Pb, As,
Cr, Cu, Ni, Se, Zn)

POP (PAK und
Benzo(a)pyren,
Benzo(b)fluoranthe
n,
Benzo(k)fluoranthe
n, Indeno(1,2,3-

cd)pyren,
Dioxine/Furane,
PCB, HCB
insgesamt)

Alle Jahre

(wie in den Tabellen
A, B und C
angegeben)

15.3.

DE
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ANHANG I

Nationale Emissionsr eduktionsver pflichtungen

Tabdlea: Emissionsreduktionsver pflichtungen far Schwefeldioxid (SO2),
Stickstoffoxide (NOx) und fllchtige organische Verbindungen aul3er Methan
(NMVOQC). Kraftstoffver kaufe, Referenzjahr 2005.

SO»-Reduktion NOy-Reduktion NMVOC-Reduktion
Mitglied- gegeniiber 2005 gegentiber 2005 gegentiber 2005
Staat
Belie- Belie- Belie- Beliebi | Belie- Belie-
biges biges biges ges biges biges
Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr
von ab von ab von ab
2020 2030 2020 2030 2020 2030
bis bis bis
2029 2029 2029
Belgien 43 % 68 % 41 % 63 % 21 % 44 %
Bulgarien | 78 % 94 % 41 % 65 % 21 % 62 %
Tschechis 72 % 66 % 57 %
che
Republik | 45 % 35% 18 %
Déanemark | 35 % 58 % 56 % 69 % 35% 59 %
Deutschla 53 % 69 % 43 %
nd 21 % 39 % 13 %
Estland 32% 71 % 18 % 61 % 10 % 37 %
Griechenl 92 % 72 % 67 %
and 74 % 31 % 54 %
Spanien 67 % 89 % 41 % 75 % 22 % 48 %
Frankreic 78 % 70 % 50 %
h 55 % 50 % 43 %
Kroatien | 55% 87 % 31 % 66 % 34 % 48 %
Irland 65 % 83 % 49 % 75 % 25% 32%
[talien 35% 75 % 40 % 69 % 35% 54 %
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Zypern 83 % 95 % 44 % 70 % 45 % 54 %
Lettland 8% 46 % 32% 44 % 27 % 49 %
Litauen 55 % 2% 48 % 55 % 32% 57 %
Luxembur 44 % 79 % 58 %
g 34 % 43 % 29 %
Ungarn 46 % 88% |34% 69% | 30% 59 %
Malta 77 % 98 % 42 % 89 % 23% 31%
Niederlan 59 % 68 % 34 %
de 28 % 45 % 8%
Osterreich | 26 % 50 % 37 % 2% 21 % 48 %
Polen 59 % 78% | 30% 55% |25% 56 %
Portugal 63 % 7% 36 % 71% 18 % 46 %
Rumanien | 77 % 93 % 45 % 67 % 25% 64 %
Slowenien | 63 % 89 % 39 % 71% 23% 63 %
Slowakei | 57 % 79 % 36 % 59 % 18 % 40 %
Finnland | 30 % 30 % 35% 51 % 35% 46 %
Schweden | 22 % 22% 36 % 65 % 25% 38 %
Verenigte 84 % 73% 49 %
SK('jni greic
h 959 % 55 % 32%
EU-28 59 % 81 % 42 % 69 % 28% 50 %
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Tabelleb: Emissionsreduktionsverpflichtungen fir Ammoniak (NH3), Feinstaub
(PM325) und Methan (CH,) Kraftstoffver kéufe, Referenzjahr 2005.

NH3-Reduktion PM,s-Reduktion CH4-Reduktion
Mitglied- gegenuber 2005 gegenuber 2005 gegenuber 2005
staat

Belie- Beliee [ Belie- Belie- Beliebig

biges biges biges biges es Jahr

Jahr Jahr Jahr Jahr ab 2030

von ab von ab

2020 2030 2020 2030

bis bis

2029 2029
Belgien 2% 16 % 20 % 47 % 26 %
Bulgarien | 3% 10 % 20 % 64 % 53 %
Tschechis 35% 51 % 31 %
che
Republik | 7% 17 %
Danemark | 24 % 37 % 33% 64 % 24 %
Deutschla 39 % 43 % 39 %
nd 5% 26 %
Estland 1% 8% 15 % 52 % 23 %
Griechenl 26 % 72 % 40 %
and 7% 35%
Spanien 3% 29 % 15 % 61 % 34 %
Frankreic 29 % 48 % 25 %
h 4% 27 %
Kroatien 1% 24 % 18 % 66 % 31 %
Irland 1% 7% 18 % 35% 7%
[talien 5% 26 % 10 % 45 % 40 %
Zypern 10 % 18 % 46 % 72 % 18 %
Lettland 1% 1% 16 % 45 % 37 %
Litauen 10 % 10 % 20 % 54 % 42 %
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Luxembur 24 % 48 % 27 %
g 1% 15 %

Ungarn 10 % 34 % 13% 63 % 55 %
Malta 4% 24 % 25% 80 % 32%
Niederlan 25 % 38 % 33%
de 13% 37 %

Osterreich | 1% 19% 20% 55 % 20%
Polen 1% 26 % 16 % 40 % 34 %
Portugal 7% 16 % 15% 70 % 29 %
Ruménien | 13 % 24 % 28% 65 % 26 %
Slowenien | 1 % 24 % 25% 70 % 28%
Slowakei | 15% 37 % 36 % 64 % 41 %
Finnland | 20 % 20% 30 % 39 % 15%
Schweden | 15 % 17% 19% 30 % 18 %
Vereinigte 21 % 47 % 41 %
SK('jni greic

h 8% 30 %

EU-28 6 % 271 % 22% 51 % 33%

DE



DE

Drucksache 819/13 -34-

ANHANG Il

Inhalt der nationalen L uftr einhaltepr ogramme
TEIL 1

M ASSNAHMEN, DIE IN DASNATIONALE LUFTREINHALTEPROGRAMM
AUFGENOMMEN WERDEN KONNEN

Soweit erforderlich, stitzen sich die Mitgliedstaaten bei der Durchfiihrung der in Teil 1
genannten Malinahmen auf den UNECE-Leitfaden fur Techniken zur Vermeidung und
Verringerung von Ammoniakemissionen (Ammoniak-Leitfaden)' und die besten verfiigbaren
Techniken geméR der Richtlinie 2010/75/EU des Europaischen Parlaments und des Rates”.

A. Maf3nahmen zur Begrenzung von Ammoniakemissionen

1. Die Mitgliedstaaten erstellen einen nationalen Ratgeber fur die gute fachliche Praxis
in der Landwirtschaft zur Reduktion von Ammoniakemissionen auf der Grundlage
des UN/ECE-Verfahrenskodex fur gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft zur
Verringerung der Ammoniak-Emissionen® von 2001, der mindestens folgende

Punkte abdeckt:
(@ Stickstoffmanagement unter Berticksichtigung des gesamten
Stickstoffkreidaufs,

(b) Fitterungsstrategien,

(c) emissionsarme Ausbringungsverfahren fir Dung,

(d) emissionsarme Lagerungssysteme fur Dung,

(e) emissionsarme Systeme fur die Verarbeitung und Kompostierung von Dung,
(f) emissionsarme Stallhaltungssysteme,

(g) emissionsarme Ausbringungsverfahren fir Mineraldiinger.

2. Die Mitgliedstaaten erstellen auf der Grundlage des UNECE-Leitfadens fir
Stickstoffbilanzen® eine nationale Stickstoffbilanz, um die Veranderungen bei den
Gesamtverlusten von reaktivem Stickstoff aus der Landwirtschaft (einschliefdich
Ammoniak, Stickstoffoxid, Ammonium, Nitrate und Nitrite) zu Uberwachen.

3. Die Mitgliedstaaten verringern die Ammoniakemissionen aus anorganischen
Dungemitteln durch folgende Mal3nahmen:

(@ Der Einsatz von Dungemitteln aus Ammoniumcarbonat wird verboten;

(b) Dungemittel auf Harnstoffbasis werden, soweit méglich, durch Dingemittel
auf Ammoniumnitratbasis ersetzt;

! Beschluss 2012/11, ECE/EB/AIR/113/Add. 1.

2 Richtlinie 2010/75/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 Uber
Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABI.
L 334 vom 17.12.2010, S. 17).
Beschluss ECE/EB.AIR/75, Randnummer 28a.
Beschluss 2012/10, ECE/EB.AIR/113/Add. 1.
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werden welterhin harnstoffbasierte Dingemittel ausgebracht, so werden
Verfahren angewendet, mit denen sich die Ammoniakemissionen nachweislich
um mindestens 30 % im Vergleich zu dem im Ammoniakleitfaden genannten
Referenzverfahren verringern lassen;

anorganische Dingemittel werden im Einklang mit dem vorhersehbaren
Stickstoff- und Phosphorbedarf der gedingten Kulturpflanzen oder
Grunflachen ausgebracht, wobel auch dem vorhandenen Nahrstoffgehalt des
Bodens und den Néahrstoffen aus anderen Dingemitteln Rechnung getragen
wird.

Die Mitgliedstaaten verringern bis 1. Januar 2022 die Ammoniakemissionen aus
Dung durch folgende M al3nahmen:

@

(b)

(©)

(d)

Verringerung der Emissionen infolge der Ausbringung von Gulle und Festmist
auf Acker- und Grunland durch Anwendung von Verfahren, mit denen sich die
Ammoniakemissionen um mindestens 30% im Vergleich zu dem im
Ammoniakleitfaden genannten Referenzverfahren verringern lassen, wobei
folgende Bedingungen gelten:

)] Festmist und Gillle werden im Einklang mit dem vorhersehbaren
Stickstoff- und Phosphorbedarf der gediingten Kulturpflanzen oder
Grunflachen ausgebracht, wobei auch dem vorhandenen Nahrstoffgehalt
des Bodens und den Nahrstoffen aus anderen Dingemitteln Rechnung
getragen wird,

i) Festmist und Gille werden nicht ausgebracht, wenn der zu dingende
Boden wassergeséttigt, Uberflutet, gefroren oder schneebedeckt ist;

iii) das Ausbringen von Giulle auf Grinflachen erfolgt mittels
Schleppschlauch, Schleppschuh oder durch flache oder tiefe Injektion;

iv) Festmist oder Giille, die auf Ackerland ausgebracht werden, missen
innerhalb von vier Stunden nach dem Ausbringen eingearbeitet werden;

Verringerung von Emissionen aus auf3erhalb von Stéllen gelagertem Dung
nach folgendem Verfahren:

i)  for nach dem 1. Januar 2022 angel egte Gulllelager werden emissionsarme
Lagersysteme oder -techniken verwendet, mit denen sich die
Ammoniakemissionen nachweislich um mindestens 60 % im Vergleich
zu dem im Ammoniakleitfaden genannten Referenzverfahren verringern
lassen; fur bereits bestehende Gullelager betragt dieser Wert 40 %;

i)  Festmistlager missen tUberdacht sein;

iii) die landwirtschaftlichen Betriecbe missen Uber eine ausreichende
Kapazitét fur die Dunglagerung verfigen, damit der Dung nur zu Zeiten
ausgebracht werden muss, die fur Pflanzenwachstum geeignet sind;

Verringerung von Emissionen aus Stéllen durch Verwendung von Systemen,
mit denen sich die Ammoniakemissionen nachweislich um mindestens 20 %
im Vergleich zu dem im Ammoniakleitfaden genannten Referenzverfahren
verringern lassen.

Verringerung von Emissionen aus Mist durch Strategien der eiwel3reduzierten
Futterung, mit denen sich die Ammoniakemissionen nachweislich um
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mindestens 10 % im Vergleich zu dem im Ammoniakleitfaden genannten
Referenzverfahren verringern lassen.

Emissionsreduktionsmal3nahmen zur Begrenzung der Feinstaub- und
RufRemissionen

Die Mitgliedstaaten verbieten die Verbrennung von landwirtschaftlichen
Ernteriickstanden und -abféllen sowie von forstwirtschaftlichen Rickstanden auf der
Flache, Gberwachen die Einhaltung des Verbots und setzen es durch. Ausnahmen von
einem solchen Verbot dirfen lediglich fir Vorsorgeprogramme zur Vermeidung
unkontrollierter Flachenbrande, zur Schédlingsbekdmpfung oder zum Schutz der
biologischen Viefat gewahrt werden.

Die Mitgliedstaaten erstellen einen nationalen Ratgeber fur die gute Praxis in der
Landwirtschaft zur ordnungsgemal3en Bewirtschaftung von Ernterticksténden auf der
Grundlage folgender Verfahren:

(@ Verbesserung der Bodenstruktur durch Einarbeitung von Ernterlickstanden;
(b)  bessere Techniken fir die Einarbeitung von Ernteriickstanden;
(c) dternative Verwendung von Erntertickstéanden;

(d) Verbesserung der Néhrstoffbilanz und der Bodenstruktur durch Einarbeitung
von Dung in der fur optimales Pflanzenwachstum erforderlichen Menge und
durch Vermeldung des Vebrennens von Dung (Wirtschaftsdinger,
Strohtiefstreu).

EmissionsreduktionsmaRnahmen zur Begrenzung der Feinstaub- und
Rulemissionen

Beim Ergreifen der in den Abschnitten A und B aufgefiihrten Mal3nahmen sollten die
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass den Folgen fur landwirtschaftliche Klein- und
Kleinstbetriebe in vollem Umfang Rechnung getragen wird. Die Mitgliedstaaten
kénnen bei spiel swel se diese Betriebe von den Mal3nahmen ausnehmen, wenn diesim
Hinblick auf die geltenden Reduktionsverpflichtungen machbar und angemessen ist.

TEIL 2

MINDESTINHALT DESNATIONALEN L UFTREINHALTEPROGRAMMS

Das erste nationale Luftreinhalteprogramm gemda? den Artikeln6 und 9 enthélt
mindestens Folgendes:

(@ den nationalen politischen Rahmen fir Luftqualitét und Luftreinhaltung, in
dessen Kontext das Programm erarbeitet wurde, einschliefdlich der

)] Politikprioritdten und ihr Bezug zu Prioritdten in anderen
Politikbereichen, einschliefdlich der Klimapolitik;

i)  Zustandigkeiten der nationalen, regionalen und lokalen Behérden;

i)  mit den derzeitigen Strategien und Mal3nahmen erzielten Fortschritte bel
der Emissionsreduktion und der Verbesserung der Luftqualitét und des
Umfangs der Einhaltung nationaler und EU-V erpflichtungen;
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iv) voraussichtlichen kinftigen Entwicklung, wobe davon ausgegangen
wird, dass sich bereits angenommene Strategien und Mal3nahmen nicht
verdndern werden;

die Politikoptionen, die far die Erflllung der
Emissionsreduktionsverpflichtungen fir 2020, 2030 und danach sowie der fir
2025 vorgegebenen Emissionszwischenziele und zur weiteren Verbesserung
der Luftqualitét in Betracht gezogen werden, sowie die Analyse dieser
Optionen und die angewandte Anaysemethode; die einzelnen oder
kombinierten Auswirkungen der Strategien und Malnahmen auf die
Emissionsreduktion, die Luftqualitét und die Umwelt sowie die damit
verbundenen Unsicherheiten,

die zur Annahme festgehaltenen Strategien und Mal3nahmen sowie den
Zeitplan fir ihre Durchfiihrung und Uberpriifung mit Angabe der zustandigen
Behorden;

gegebenenfalls eine  Erlauterung der  Grunde, weswegen die
Emissionszwischenziele fur 2025 nicht erreicht werden konnen, ohne
Malinahmen zu treffen, die unverhdtnisméldige K osten verursachen;

eine Bewertung der Art und Weise, auf die ausgewdhite Strategien und
Malinahmen Kohérenz mit Planen und Programmen in anderen wichtigen
Politikberei chen gewahrleisten.

Die Aktualisierungen des nationalen Luftreinhalteprogramm geméald den Artikeln 6
und 9 umfassen mindestens Folgendes:

@

(b)

eine Bewertung der mit der Durchfuhrung des Programms, der
Emissionsminderung und der Verringerung der Schadstoffkonzentrationen
erzielten Fortschritte;

alle wichtigen Veranderungen des politischen Kontextes, der Bewertungen, des
Programms oder des Durchfiihrungszeitplans.
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ANHANG IV

Methoden fur die Erstellung und Aktualisierung von nationalen Emissionsinventaren,
Emissionsprognosen, infor mativen I nventar berichten und berichtigten
Emissionsinventaren

Fur die in Anhang | genannten Schadstoffe (auf3er CH,) erstellen die Mitgliedstaten nach den
von den Vertragsparteien des LRTAP-Ubereinkommens anerkannten Methoden (EMEP-
Leitlinien fUr die Berichterstattung) fur die in Anhang | genannten Schadstoffe (auf3er CH,)
Emissionsinventare, berichtigte Emissionsinventare, Emissionsprognosen und informative
Inventarberichte und stiitzen sich dabei auf den im Ubereinkommen genannten EMEP-/EWR-
Leitfaden. Darliber hinaus sind nach demselben Leitfaden zusétzliche Angaben, insbesondere
Tatigkeitsdaten, zu erstellen, die fir die Bewertung der Inventare und Prognosen erforderlich
sind.

Die Beachtung der EMEP-Leitlinien fur die Berichterstattung bertihrt nicht die in diesem
Anhang spezifizierten zusédtzlichen Modalitdten oder die in Anhang| spezifizierten
Anforderungen an die Berichtsnomenklatur, die Zeitrahmen und die Berichtsdaten.

TEIL1

NATIONALE JAHRLICHE EMISSIONSINVENTARE

1. Die nationalen Emissionsinventare muissen transparent, kohérent, vergleichbar,
vollstandig und genau sein.
2. Die Emissionen aus ermittelten Schllisselkategorien sind nach den im EMEP-/EWR-

Leitfaden festgelegten Methoden zu berechnen, wobel eine Methode mindestens der
Ebene 2 oder einer (noch detaillierten) hheren Ebene anzuwenden ist.

Die Mitgliedstaaten konnen die nationalen Emissionsinventare nach anderen
wissenschaftlich fundierten und kompatiblen Methoden erstellen, wenn diese
genauere Ergebnisse liefern a's die Standardmethoden im EM EP-/EWR-L eitfaden.

3. Fur Verkehrsemissionen berechnen und Ubermitteln die Mitgliedstaaten die
Emissionen nach Mal3gabe der an Eurostat tbermittelten nationalen Energiebilanzen.
4, Stral3enfahrzeugemissionen werden anhand des in dem betreffenden Mitgliedstaat

verkauften Kraftstoffes berechnet und mitgeteilt. Dartber hinaus konnen die
Mitgliedstaaten Stral3enfahrzeugemissionen auch auf Basis des in dem betreffenden
Mitgliedstaat verbrauchten Kraftstoffes oder der zurtickgel egten Kilometer mitteilen.

5. Die Mitgliedstaaten Ubermitteln ihre nationalen Jahresemissionen ausgedriickt in der
im NFR-Mitteilungsmuster des L RTAP-Ubereinkommens vorgegebenen Einheit.

TEIL 2

EMISSIONSPROGNOSEN

1. Die Emissionsprognosen muissen transparent, koharent, vergle chbar, vollstandig und
genau sein, und die tbermittelten Angaben missen mindestens Folgendes umfassen:

(@ die genaue Angabe der in den Prognosen beriicksichtigten angenommenen
oder geplanten Strategien und Mal3nahmen;
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(b) die Ergebnisse der fir die Prognosen durchgefihrten Sensibilitétsanal ysen;

(c) ene Beschreibung der angewandten Methoden, Modelle, Hypothesen sowie
der wichtigsten Input- und Output-Parameter.

Die Emissionsprognosen werden fur die relevanten Quellensektoren geschéatzt und
aggregiert. Die Mitgliedstaaten Ubermitteln fir jeden Schadstoff in Einklang mit dem
EMEP-/EWR-Leitfaden Prognosen fir en Szenario ,mit Mal3nahmen®
(angenommene Maldnahmen) und gegebenenfalls fir ein Szenario ,, mit zusétzlichen
Mal3nahmen* (geplante Mal3nahmen).

Die Prognosen stimmen mit dem jeweils letzten nationaden jahrlichen
Emissionsinventar und mit den gemd der Verordnung (EU) Nr.525/2013
Ubermittelten Prognosen Uberein.

TEIL 3

INFORMATIVER INVENTARBERICHT (IIR)

Die informativen Inventarberichte werden im Einklang mit den EMEP-Leitlinien fir die
Berichterstattung erstellt und nach dem darin festgelegten Muster fir Inventarberichte
Ubermittelt. Der Inventarbericht muss mindestens folgende Angaben enthal ten:

@

(b)
(©
(d)
(€)
(f)

(9

Beschreibungen, Verweise und Informationsquellen zu den spezifischen Methoden,
Hypothesen, Emissionsfaktoren und Tétigkeitsdaten, sowie die Grinde fur ihre
Wahl;

eine Beschreibung der wichtigsten nationalen Kategorien von Emissionsquel len;
Informationen Uber Unsicherheiten, Qualitétssicherung und Prifung;

eine Beschreibung der institutionellen Regelung fur die Erstellung des Inventars;
Neuberechnungen und geplante V erbesserungen;

soweit relevant, Angaben Uber die Inanspruchnahme der Flexibilitdtsregelungen
gemald Artikel 5 Absédtze 1 und 3;

eine knappe Zusammenfassung.
TEIL4

BERICHTIGUNG DER NATIONALEN INVENTARE

Ein Mitgliedstaat, der gemal3 Artikel 5 Absatz 3 eine Berichtigung seines nationalen
Emissionsinventars vorschlagt, Ubermittelt der Kommission zusammen mit dem
Vorschlag mindestens die folgenden Unterlagen:

(@ den Nachweis, dass die betreffende(n) nationalen(n)
Emissionsreduktionsverpflichtung(en) nicht erfllt wird/werden;

(b) den Nachweis, inwieweit die Berichtigung des Emissionsinventars das Ausmal3
der NichterfUllung verringert und zur Einhaltung der jeweiligen nationalen
Emissionsreduktionsverpflichtung(en) beitragt;
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eine Schdtzung, ob und wenn ja, wann die betreffende(n) nationale(n)
Emissionsreduktionsverpflichtung(en) erfillt sein  wird/werden, auf der
Grundlage der Emissionsprognosen ohne Berichtigung;

der Nachweis, dass die Berichtigung mit einem oder mehreren der drei
nachstehend genannten Umstadnde vereinbar ist. Gegebenenfalls kann auf
relevante friihere Berichtigungen verwiesen werden:

)

i)

bei neuen Kategorien von Emissionsquellen:

den Nachweis, dass die neue Emissionsguellenkategorie in der
wissenschaftlichen Literatur und/oder im EMEP-/EWR-Leitfaden
anerkannt ist;

den Nachwels, dass diese Quellenkategorie zu dem Zeitpunkt, an
dem die Emissionsreduktionsverpflichtung festgelegt wurde, nicht
im einschl&gigen historischen Emissionsinventar enthalten war;

den Nachweis, dass die Emissionen aus ener neuen
Quellenkategorie dazu beitragen, dass der Mitgliedstaaten seine
Emissionsreduktionsverpflichtungen  nicht  erfillen  kann,
zusammen mit einer ausfuhrlichen Beschreibung der Methode,
Daten und  Emissionsfaktoren, anhand deren  diese
Schlussfolgerung gezogen wurde;

in Féllen, in denen zur Bestimmung von Emissionen aus Quellen
bestimmter Kategorien sehr unterschiedliche Emissionsfaktoren
verwendet wurden:

eine Beschreibung der urspringlichen Emissionsfaktoren,
einschliefdich einer eingehenden Beschreibung der
wissenschaftlichen  Grundlage fuir die  Ableitung des
Emissionsfaktors;

den Nachweis, dass zum Zeitpunkt der Festlegung der
Emissionsreduktionen die urspringlichen Emissionsfaktoren zur
Bestimmung dieser Emissionsreduktionen herangezogen wurden;

eine Beschrelbbung der aktualisierten  Emissionsfaktoren,
einschliefdlich genauer Angaben zur wissenschaftlichen Grundlage,
die fur die Ableitung des Emissionsfaktors gedient hat;

einen Vergleich der anhand der urspringlichen und der
aktualisierten Emissionsfaktoren vorgenommenen
Emissionsschétzungen, der zeigt, dass die Anderung der
Emissionsfaktoren dazu beitrégt, dass der Mitgliedstaat seine
Reduktionsverpflichtungen nicht erfillen kann;

die Griinde, weswegen die Anderungen der Emissionsfaktoren fiir
signifikant gehalten werden;

ab 2025 werden Emissionsfaktoren, die stark von denen, die bei
Anwendung einer bestimmten Norm oder eines bestimmten Standards
erwartet werden, abweichen, nicht fir die Berichtigung beriicksichtigt;

bei signifikanter Anderung der Methoden zur Bestimmung von
Emissionen aus Quellen bestimmter Kategorien:
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- eine Beschrelbung der urspringlich angewandten Methode,
einschliefdlich genauer Angaben zur wissenschaftlichen Grundlage,
die fur die Ableitung des Emissionsfaktors gedient hat;

— den Nachweis, dass zum Zeitpunkt der Festlegung der
Emissionsreduktionen die urspringliche Methode zur Bestimmung
dieser Emissionsreduktionen angewendet wurde;

- eine Beschreibung der aktualisierten Methode, einschliefdich einer
eingehenden Beschreibung der wissenschaftlichen Grundlage, die
fur die Ableitung des Emissionsfaktors gedient hat;

— enen Vergleich der anhand der urspringlichen und der
aktualisierten Methoden vorgenommenen Emissionsschdtzungen,
der zeigt, dass die Anderung der Methode dazu beitragt, dass der
Mitgliedstaat seine Reduktionsverpflichtung nicht erfillen kann;

— die Griinde, weswegen die Anderung der Methode fur signifikant
gehalten wird.

Die Mitgliedstaaten koénnen fir Berichtigungsverfahren, fir die dieselben
Voraussetzungen gelten, dieselben Informationen Ubermitteln, vorausgesetzt, jeder
Mitgliedstaat legt die in Absatz1 verlangten individuellen landesspezifischen
Angaben vor.

Die Mitgliedstaaten nehmen eine Neuberechnung der berichtigten Emissionen vor,
um die Kohérenz des Zeitrahmens fir jedes Jahr, fUr das die Berichtigung(en)
gilt/gelten, zu gewahrleisten.
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1.

ANHANG V

Uberwachung der Auswirkungen von Schadstoffen in der Umwelt

Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass ihr Netz von Uberwachungsstellen fir ihre
jeweiligen Okosystemarten (SiiRwasserokosysteme, natirliche und naturnahe
Okosysteme, Waldokosysteme) représentativ sind.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Uberwachung an alen in Absatz 1
genannten Netzwerkstellen anhand der folgenden obligatorischen Indikatoren erfolgt:

(@) SuRwasserokosysteme: Bestimmung des Ausmales des biologischen
Schadens, einschliefdlich sensibler Rezeptoren (Mikro- und Makrophyten und
Diatomeen), und des Verlustes an Fischbestdnden oder wirbellosen Tieren:

Leitindikator Saureneutralisierungskapazitat (ANC) und sekundére Indikatoren
Saure (pH-Wert), geldstes Sulfat (SO,), Nitrat (NOs) und gelGster organischer
Kohlenstoff mit mindestens jéhrlichen (in der Herbstzirkulation) bis
monatlichen (Wasserlaufe) Probenahmen;,

(b) Landokosysteme: Beurteilung des Sauregehalts des Bodens, des Verlusts an
Bodennahrstoffen, der Stickstoffbilanz sowie des Verlusts an Biodiversitét:

)] Leitindikator Sauregehalt des Bodens. austauschbare Fraktionen
basischer Kationen (Basenséttigung) und austauschbares Aluminium im
Boden ale zehn Jahre und sekundére Indikatoren pH-Wert, Sulfat, Nitrat,
basische Kationen, Aluminiumkonzentrationen in der Bodenldsung
jahrlich (soweit angezeigt);

i) Letindikator Bodennitratauswaschung (NOsauswaschung) jahrlich;

iii) Letindikator Kohlenstoff-Stickstoff-Verhdltnis (C/N) und sekundarer
Indikator Gesamtstickstoffgehalt des Bodens (Niq) ale zehn Jahre,

iv) Leitindikator Nahrstoffgleichgewicht im Blattwerk (N/P,N/K,N/Mg) alle
vier Jahre;

(c) Landokosysteme: Beurteilung der Schadigung des Pflanzenwachstums und der
Biodiversitat durch Ozon:

)] Leitindikator ~ Pflanzenwachstum und  Blattwerkschadigung und
sekundérer Indikator Kohlendioxid-Flusse (Cryss) jahrlich;

i)  Leitindikator Uberschreitung flussbasierter kritischer Belastungswerte
jahrlich in der Wachstumssai son.

Die Mitgliedstaaten erheben und tibermitteln® die Daten geméal Absatz 2 nach den
Methoden des Ubereinkommens (iber weitrdumige grenziiberschreitende
Luftverunreinigung und der in dessen Rahmen erstellten Handbticher fir Programme
der internationalen Zusammenarbeit.

Beschluss 2008/1, ECE/EB.AIR/wg.1/2008/16.

DE



DE

Entsprechungstabelle

43-

ANHANG VI

Drucksache 819/13

Vorliegende Richtlinie

Richtlinie 2001/81/EG

Artikel 1

Artikel 1

Artikel 2

Artikel 2 Absatz 1

Artikel 3 Absatz 1

Artikel 3 Buchstabe e

Artikel 3 Absatze 2, 3,6, 7, 9-12

Artikel 3 Absatz 4

Artikel 3 Buchstabe j

Artikel 3 Absatz 5

Artikel 3 Buchstabe k

Artikel 3 Absatz 8

Artikel 3 Buchstabe g

Artikel 4 Absatze 1 und 2

Artikel 4 Absatz 1

Artikel 4 Absatz 3

Artikel 2 Absatz 2

Artikel 5

Artikel 6 Absatz 1

Artikel 6 Absatze 1 und 2

Artikel 6 Absatze 2 und 5-9

Artikel 6 Absatze 3 und 4

Artikel 6 Absatz 3

Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 1

Artikel 7 Absatz 1

Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 2 und Abséatze 3-6

Artikel 7 Absatz 2

Artikel 7 Absatz 7

Artikel 7 Absatz 2

Artikel 7 Absatz 8

Artikel 7 Absatz 3

Artikel 7 Absatz 9

Artikel 7 Absatz 4

Artikel 8

Artikel 9 Absatz 1

Artikel 8 Absatz 2

Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 1

Artikel 8 Absatz 1

Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 2 und Abséatze 3-5

DE



DE

Drucksache 819/13

-44-

Artikel 10

Artikel 9 und 10

Artikel 11 Absatz 1

Artikel 6 Absatz 4

Artikel 11 Absatz 2

Artikel 7 Absatz 3

Artikel 12 Artikel 11

Artikel 13 Artikel 13 Absatz 3

Artikel 14 Artikel 13 Absdtze 1 und 2

Artikel 15 Artikel 14

Artikel 16 -

Artikel 17 Artikel 15

Artikel 18 -

Artikel 19 Artikel 16

Artikel 20 Artikel 17

Anhang | Artikel 8 Absatz 1 und Anhang llI

Anhang Il Anhang |
Anhange Ill, IV und VI -

Anhang IV Anhang llI

DE



	Vorblatt.pdf
	819-13-Text+Anhänge.pdf
	Text.pdf
	Text-Anhänge.pdf


